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Um den Krieg

Daß die ruſſiſche Regierung ſich ſchließlich doch den franzö
ſiſchen Vorſchlägen geneigt gezeigt hat, ſchafft die Tatſache nicht
aus der Welt, daß niemand durch ſeine Politik Serbien ſo zum
Kriege angeſtachelt hat wie Rußland. Ohne die Unterſtützung
durch die ruſſiſche Regierung würden ſich Serbien und Monte-
negro nicht ſoweit vorgewagt haben als ſie es tatſächlich getan.
Aber die Politik Rußlands beſteht aus Bosheit und Schwäche.
Darum werden „die ſlawiſchen Brüder“ von der ruſſiſchen Re
gierung zu gleicher Zeit unterſtützt und verraten.

Jn dieſem Augenblick ſcheint die ruſſiſche Regierung Serbien
wieder einmal verraten zu wollen. Denn noch im Dezember
erklärte Herr Jswolsky in der Reichsduma mit aller Beſtimmt-
heit, Serbien möge ſich nur ruhig auf die ruſſiſche Regierung
verlaſſen, dieſe werde deſſen Forderungen mit aller Energie auf
dem diplomatiſchen Wege vertreten, und nunmehr will die
ruſſiſche Regierung mit den anderen Mächten Serbien veran-
laſſen, von ſeinen Forderungen zurückzutreten. Damit iſt frei-
lich noch keineswegs geſagt, daß nicht dieſelbe ruſſiſche Regie
rung nächſtens die Jntereſſen Europas verraten werde.

Die augenblickliche Schwenkung der ruſſiſchen Politik gegen
über Serbien iſt entſtanden, weil Rußland ſich iſoliert ſah.
Vielleicht ſagte man ſich auch in den ruſſiſchen Regierungs
kreiſen, daß die Jntervention noch nichts entſcheide und man
die Aktion am beſten vereilte, wenn man an ihr teilnehme.

Vor allem aber ſind jetzt die Dinge in Serbien ſoweit fort-
geſchritten, daß es ſchwer genug fällt, die entfeſſelten Kräfte
zurückzuhalten.

Die Serben fühlen, daß ſie Eindruck machen, ſie ſind auf dem

e i e e e burg inegeſchrei ſeweit gebracht, daß Oeſterreich ihnen wirtſchaftliche
Vorteile gewähren will, an die es früher auch nicht im ent
fernteſten dachte. Oeſterreich möchte ſich gern von ihnen die
Ruhe erkaufen. Das iſt ſehr begreiflich. Oeſterreich iſt dem
kleinen Serbien an Militärkräften weit überlegen, deshalb
koſtet ihm aber auch die Mobiliſation mehr als ſeinem
Gegner. Die großen Truppenmaſſen, die Oeſterreich in den
Grenzgebieten zuſammenzog, verſchlucken Millionen. Dazu
kommt noch das Moment der Unruhe, das die Geſchäftstätigkeit
ſtört, und auch das wird von dem induſtriellen Oeſterreich viel
ſchärfer empfunden als von dem bäuerlichen Serbien. Dieſe
wirtſchaftliche und finanzielle Spannung iſt es denn auch vor
allem, die für Oeſterreich den Zuſtand unerträglich macht und
es in eine Stimmung verſetzt, daß es lieber heute als
morgen losſchlagen möchte.

Dieſe wirtſchaftlichen Zuſammenhänge ſind überhaupt ſehr
beachtenswert. Was die Engländer im Burenkrieg, die Deut-
ſchen im Hererokrieg in Erfahrung gebracht haben, das dürften
die Oeſterreicher in einem Krieg mit Serbien erſt recht kennen
lernen: daß die Völker mit wenig entwickelter Jnduſtrie die wirt
ſchaftlichen Schäden des Krieges weniger empfinden, ihn ſehr
lange aushalten können und daß ein ſolcher Krieg darum ſehr
teuer zu ſtehen kommt. Es iſt ſehr fraglich, ob ganz Serbien
für Oeſterreich ſo viel wert iſt als es koſten würde, dieſes Land
zu erobern.

Auch läßt ſich nicht beſtreiten, daß es für die wirtſchaftliche
Entwicklung Serbiens von großer Bedeutung wäre, wenn es
freien Zugang zum Meere erlangt hätte. Das braucht aller
dings nicht unbedingt durch Gebietsabtretung zu geſchehen. Es
kann auch durch ein politiſches Bündnis oder durch eine Zoll-
konvention erreicht werden.

Unter dieſen Umſtänden bedeutet die Jntervention der Groß-
mächte noch keine Sicherung des Friedens. Auf die ruſſiſche
Angſt vor dem Krieg iſt erſt recht kein Verlaß.

Denn es gibt auch Gründe, die der ruſſiſchen Regierung den
Krieg erwünſcht ſein laſſen. Das Zarenreich hat ſeine Macht-
ſtellung in Europa verloren. Wenn aber die Staaten Europas
in einen Krieg verwickelt werden, dann verſchiebt ſich das poli-
tiſche Gleichgewicht wieder zugunſten Rußlands. Jedenfalls
bekommt dann das Zarentum die Hände frei, um ſich in Zen
tralaſien für die Schlappen zu entſchädigen, die es in Oſtaſien
erlitten hat. Es hat denn auch die Zerſetzung Perſiens bereits
ſoweit gefördert, daß es nur zuzugreifen braucht, um ſeine
Pläne durchzuführen.

Allerdings iſt Vorbedingung, daß Rußland ſelbſt außerhalb
der Schußweite bleibt, Rußland kann jetzt keinen Krieg führen.
Deſſen iſt ſich die zariſche Regierung wohl bewußt. Daraus
ergibt ſich aber bloß, daß Rußland im Ernſtfalle Serbien erſt
recht verraten werde.

Möglich, daß den ruſſiſchen Staatsmännern die Entwicklung
vorſchwebt, wie ſie nach dem Krimkrieg ſtattfand. Nachdem
Weſteuropa mit Rußland fertig geworden war, verwickelten ſich
die einzelnen Staaten in Kriege, durch die ſie zunächſt gegen
ſeitig geſchwächt wurden. Jn dem Maße ſtieg wieder der
politiſche Einfluß des Zarentums, bis es, nach dem deutſch
franzöſiſchen Krieg, ſeinen großen Feldzug gegen die Türkei
wagen durfte.

Aber das Rußland von heute ſtellt ſowohl wirtſchaftlich wie
politiſch einen komplizierteren Mechanismus dar, als das
ruſſiſche Reich der 50er Jahre. Das moderne Rußland würde
von einem europäiſchen Krieg, auch wenn es neutral bleibt,
wirtſchaftlich und finanziell in hohem Grade mitgenommen
werden. Das iſt der wundeſte Punkt der ruſſiſchen Politik, und
zwar deshalb, weil die wirtſchaftliche und politiſche Kalamität
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eine ſcharfe politiſche Rückwirkung im Jnlande haben
könnte.

Hälte die ruſſiſche Regierung bloß den ruſſiſch japaniſchen
Krieg und nicht auch die Revolution hinter ſich, ſo würde
ſie jetzt mit einem ganz anderen Wagemute auftreten. Die
Angſt der zariſchen Regierung vor einem europäiſchen Krieg
liegt viel weniger in der Befüchtung, daß es Rußland nicht
gelingen werde, die Neutralität zu wahren, vielmehr in der
Angſt vor der Rückkehr revolutionärer Ereigniſſe zu einer Zeit,
da man die Armee an den Grenzen halten muß ſtatt ſie zu
Strafexpeditionen zu gebrauchen.

Die weſteuropäiſche Bourgeoiſie hat aber ſelbſt das meiſte
dazu beigetragen, der zariſchen Politik die Wege zu ebnen. Sie
tat es, indem ſie mit ihren Finanzmitteln und ihren Sympa-
thien die ruſſiſche Konterrevolution unterſtützte. Das übrige
beſorgt die ruſſiſche Bourgeoiſie bis auf die Kadetten, die ihren
revolutionären Standpunkt aufgegeben haben, um mit der Re-
gierung in einen mordspatriotiſchen Wettbewerb zu treten.
Zweifellos, treibt die zariſche Regierung Kriegspolitik, ſo findet
ſie Deckung in der Duma von allen Seitien, mit Ausnahme der
Sozialdemokratie. Aber dieſe Deckung kann allerdings nicht
mehr wiegen als die Duma ſelbſt, die nur durch ein exkluſives
Wahlrecht zuſtande kam und ſich hält.

Der Endkampf um die Nachlaßſteuer.
Die Steuerkommiſſion des Reichstags hat am Dienstag ihre

Beratungen wieder aufgenommen, ohne daß zuvor ein Eini-
gung zwiſchen den Blockparteien zuſtande gekommen wäre. Der

ſchwarz ſchwarze Block ſteht trotz Bülow noch immer „feſt und

treu zur Abwehr jeder wirklichen Beſtenerung des Beſitzes
zuſammen; von rechts und links des alten Blocks aber prallen
die Abſtimmung mit Nein und Ja hart gegen einander. Es
geht im weſentlichen um die Nachlaßſteuer, denn der
Kampf um die Vermögensſteuer trägt angeſichts der ent-
ſchiedenen Gegnerſchaft der verbündeten Regierungen nur
epiſodiſchen Charakter. Die Sozialdemokratie griff energiſch
für die Nachlaßſteuer ein. Freilich: Sozialdemokratie, Frei-
ſinn und verbündete Regierungen, ein ſeltener Dreiklang! Die
Reichspartei und die Nationalliberalen können augenblicklich
dem ſcharfen moraliſchen Druck nicht ſtandhalten, ſie behalten
ſich, um zu täuſchen, vor, auf die Nachlaßſteuer „zurückzu-
kommen“, wenn ſich ein anderer Ausweg durchaus nicht finden
läßt. Wäre die Regierung nicht der geſchäftsführende Aus-
ſchuß der Junker, der ſtets nur nach der Muſik des Zirkus Buſch
tanzt, dann wäre am Ende eine Mehrheit für die Nachlaßſteuer
im Reichstag zu finden geweſen. Der Bund der Landwirte
ſpielt aber mit ſeinem Beauftragten Bülow und kommandiert
einſach ſeine Bedingungen. Ein Bülow regiert niemals gegen
die Junker.

Die Steuerkommiſſion lehnte die Nachlaßſteuer gegen die
Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten ab. Der
nationalliberale Antrag, betr. Reichsvermögensſteuer fiel mit
18 gegen 9 Stimmen.

Das geſcheiterte Kompromiß.

Ueber die Vorſchläge des Viermänner- Ausſchuſſes verlautet
noch immer nichts Beſtimmtes, doch iſt es nach dem bisherigen
Verlauf der Angelegenheit ziemlich ſicher, daß es ſich um weiter
nichts 3 um eine oberflächliche Abänderung des bekannten
Zentrumsſchwindels handelt. Dieſer Zentrums
ſchwindel kommt auch unter der Firma des freikonſervativen
Abg. v. Gamp am Mittwoch in der Kommiſſion zur Beratung
und man nimmt an, daß ſich für ihn eine Mehrheit finden
wird, die ſich aus der konſervativen Rechten und dem Zentrum,
möglicherweiſe auch den Nationalliberalen zuſammenſetzen
wird. Dagegen haben es die Freiſinnigen bisher entſchieden
abgelehnt, ſich an der beabſichtigten Täuſchung der Wähler mit-
ſchuldig zu machen. Wir ſind vorſichtig genug zu bemerken,
daß das Vorhandenſein dieſer freiſinnigen Entſchiedenheit nur
bis Dienstag abend mit Sicherheit konſtatiert werden
kann. Ein Zeichen wie ein Wunder aber wäre es, wenn nun
die Freiſinnigen entſchloſſen wären, mit einer Politik Schluß
zu machen, die ihnen weiter nichts gebracht hat als Ent-
täuſchungen, Demütigungen und Blamagen. Für die Sozial-
demokratie würde ſich aus einer ſolchen Aenderung der Partei
konſtellation eine andere Taktik nicht ergeben. Das Zentrum
r auf jeden Fall aufs allerſchärfſte bekämpft
werden.

Jm Reichstage verlautete am Dienstag, ſo wird uns ge-
meldet, mit aller Beſtimmtheit, daß die Fraktion der frei-
ſinnigen Parteien für das Steuerkompromiß nicht zu haben
ſeien. Der Abgeordnete Dr. Wiemer, der das Kompromiß mit
beraten hat, hat es nicht fertig gebracht, ſeine Fraktion umzu-
ſtimmen. Die ganze Situation iſt momentan derart ver
worren, daß ein Ausweg noch nicht erſichtlich iſt. Man rechnet
zwar damit, daß das Zentrum an Stelle der Freiſinnigen ein-
ſpringt, auf der anderen Seite aber hört man, daß beſonders
die ſüddeutſchen Regierungen unter allen Umſtänden an der
Nachlaßſteuer feſthalten wollen Die Sitzungen der Steuer-
koinmiſſion ſind jeden Tag von Abgeordneten, die als Zuhörer
teilnehmen, außerordentlich ſtark beſucht. Auch eine ganze
den u wseltaatu cher Finanzminiſter nehmen an den Sitzun-
en teil.

Der nationale Feind.
Profeſſor Hans Delbrück kämpft nach wie vor mit allem

Nachdruck für die Nachlaßſteuer. Er erklärt, daß die Konſer-
vativen und die Agrarier in der Hauptſache deshalb gegen die
Nachlaßſteuer ſeien, weil ſie die Aufdeckung der außerordentlich
umfangreichen Steuerhinterziehungen bei der Ergänzungsſteuer
mit ſich brächte. Nach einer von ihm gemachten Aufſtellung
werden allein in Preußen 60 Milliarden Mark nicht zur Steuer
deklariert. Profeſſor Delbrück beſtätigt, daß es der Vund der
Landwirte ſei, d. h. die Junker, der das Rückgrat des Wider-
ſtandes bilde. Der Bund der Landwirte untergrabe und er-
ſticke irn deutſchen Volke den Sinn für patriotiſche Opferwillig-
keit. Der Bund der Landwirte ſei in Wirklichkeit der nationale
Feind.

Zentrum und Geldſack!
Auf welche Parteien ſich der Geldſack am meiſten verlaſſen

kann, haben die Abſtimmungen am Dienstag in der Steuer-
kommiſſion des Reichstags gezeigt.

Gegen die Nachlaßſteuer ſtimmten ohne jeden Vorbehalt Kon-
ſervative, Antiſemiten und Zentrum; mit Vorbehalt
Reichepartei und Nationalliberale. Dafür Soziakdemokraten
und Freiſinn.

Gegen die Vermögensſteuer ohne Vorbehalt: Konſervative,
Reichspartei und Zentrum. Mit Vorbehalt: die Anti-
ſemiten. Dafür: Sozialdemokraten, Freiſinn, Nationalliberale!

Als Schutztruppe des Geldſacks hat alſo das Zentrum ge-
meinſam mit den Konſervativen den Rekord geſchlagen. Selbſt
Reichsparteiler, Nationalliberale und Antiſemiten reichen da
nicht mehr heran. Sie haben allerlei Bedenken und Vorbe-
halte. Das Zentrum, frei von allen Rückſichten,
ſtimmt brutal jeden Antrag nieder, derdarauf
abzielt, die indirekten Steuerlaſten durch die
Mitbelaſtung des Reichtums auch nur um ein
geringes zu mildern.

So handelt die Partei, die behauptet, es ſei ihre Aufgabe, die
Politik mit chriſtlichem Geiſte zu erfüllen! Wie die
konſervativen Junker durch ihre brutale Geldſackpolitik den
Namen des Patriotismus ſchänden, ſo ſchändet das Zen-
trum durch die Knappendienſte, die es jenen leiſtet, den Namen
des Chriſtentums. Der chriſtliche Geiſt, die Rückſicht auf
die beſitzloſen Volksklaſſen, das ſozialpolitiſche Verſtändnis,
und was ſonſt alles in München-Gladbacher Traktätchen dem
Zentrum nachgerühmt wird, das alles wird einer gewüiſſenloſen
„Taktik“ ohne weiteres geopfert. Jm Jahre 1906 ſprachen ſich
die Zentrumsabgeordneten Fritzen und Speck für die
Erbſchaftsbeſteuerung der direkten Linie aus.
Der letztere erklärte in der Reichstagsſitzung vom 9. Januar
1906:

Die ſittliche Berechtigung des Reiches, diejenigen Vermögen
zu den Laſten des Reiches heranzuziehen, deren Bildung und
Erhaltung es garantiert und befördert hat, kann man nicht
abſtreiten. Die Erträgniſſe aus der Erbſchafts-
ſteuer könnten aber noch erheblich vermehrt
und verſtärkt werden. Einerſeits könnte man ſchon
innerhalb des Rahmens der Vorlagen die Grundtaxen ganz
gut etwas höher normieren. Wenn wir nach Frankreich
ſehen ſo werden dort Geſchwiſter belaſtet mit 8, 5 bis
4 Prozent der Erbſchaft; in der Vorlage ſollen die Ge-

ſchwiſter nur belaſtet werden mit 4 bis 8 Prozent, alſo etwas
mehr als die Hälfte der Sätze, die in Frankreich Geltung
haben!

Herr Speck kam dann auf die Anregung ſeines Fraktions-
kollegen Fritzen zu ſprechen, die Beſteuerung auf Ehegatten und
Kinder auszudehnen, und kam dabei trotz allerhand „Bedenken“
doch zu dieſem Ergebnis:

ich ſage mir, wenn Not an Mann iſt, wenn es uns
gelingt, die indirekten Steuern erheblich herabzuſetzen, und
wir vor der Notwendigkeit ſtehen, Erſatz ſchaffen zu müſſen,
dann müſſen wir auch an die Deſzendenten-
beſteuerung herantreten, aber dann nur unter
Heranziehung der ganz großen Vermögen.

Drei Jahre ſpäter beantragt die Regierung eine ſehr be
ſcheidene Beſteuerung der „ganz großen Vermögen“, und was
tut die Partei für Wahrheit, Freiheit und Recht? Sie ſchlägt
ſich zur Partei des Herrn v. Oldenburg, die dem „Parlament
des allgemeinen Wahlrechts“ nicht geſtatten will, das Porte-
monnaie der Beſitzenden anzufaſſen! Sie übertrumpft als rück-
ſichtsloſe Schutztruppe des Geldſacks, des Großgrundbeſitzes und
des Großkapitals, Antiſemiten, Reichsparteiler, Nationallibe-
rale und Freiſinnigel

Der Herr Landrat.
Die ganze Dienstagsſitzung des preußiſchen Drei-

klaſſen hauſes wurde mit einer eingehenden Beſprechung
der landrätlichen Praktiken und Uebergriffe ausgefüllt. Sowohl
von dem Genoſſen Borgmann als auch von den Rednern des
Zentrums und der Polen wurde ein langes Sündenregiſter auf-
gerollt, das aber nur einen blaſſen Widerſchein der rauhen
Wirklichkeit darſtellte. Syſtematiſch werden von den Landräten,
die ſich als ausführende Organe der konſervativen Partei füh-
len, die oppoſitionellen Parteien drangſaliert. Neu war, was
der Pole Dr. Seyda mitteilte, daß ſich Beamte auch zu
Spitzeldienſten gegen die polniſchen Vereine hergeben. Die
Charakteriſierung, die er dieſem Gebahren zuteil werden ließ,

lautete: Unmoraliſch, unanſtändig und ehrlos zugleich.
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Was ſoll man z. B. dazu ſagen, daß der Landrat in Liſſa
einen Rittergutsbeſitzer nur deshalb behördlich drangſaliert
hat, weil er den Kandidaten des Zentrums gewählt hatte.
Wenn ſo etwas gegen das doch immerhin noch königstreue
und zahme Zentrum geſchieht, dann kann man ſich denken,
wie auf dem Lande unſere Genoſſen geſchuriegelt und ſchikaniert
werden. Genoſſe Borgmann brachte dafür geradezu ſchlagende
Beweiſe aus dem Wahlkreis Königsberg i. N. Dort hat der
Landrat entgegen der klaren Beſtimmung des Vereinsgeſetzes,
die Abhaltung öffentlicher Verſammlungen unter freiem Him-
mel ohne Angaben von Gründen verboten und hat die Ge-
meindeordnung zum Schaden unſerer Partei verletzt. Das
Schönſte an der Sache iſt, daß dieſer Landrat dem Abgeordne-
tenhauſe und natürlich der konſervativen Partei angehört.
Jn ſeiner kläglichen Erwiderung auf dieſe Feſtnagelung leiſtete
er ſich nicht weniger als zwei fauſtdicke Unwahrheiten. Einmal
behauptete er, die verbotene Verſammlung unſerer Partei hätte
an demſelben Tage ſtattgefunden, an dem ein nationales
Sängerfeſt abgehalten wurde, und daß deshalb eine Kolliſion
hätte verhütet werden ſollen. Dann warf er unſerm Ge
noſſen Borgmann vor, daß er das Vereinsgeſetz übertreten
habe und deswegen beſtraft worden ſei. Noch niemals haben
Unrichtigkeiten ſo kurze Beine gehabt wie in dieſem Falle.
Eine perſönliche Bemerkung von zwei Minuten genügte, um
den Herrn Landrat zurechtzuweiſen. Uebrigens ſind dieſe kon-
ſervativen Geſetzesverächter dieſelben Leute, die gegen die „un-
geſetzlichen“ Straßendemonſtrationen Zeter und Mordio
ſchreien. Mit Recht betonte Gen. Borgmann, daß ſich die herr-
ſchenden Klaſſen nicht zu wundern brauchten, wenn die ent-
rechkteten Maſſen ihrerſeits nun auch eines Tages erklären, auf
die Geſetze zu pfeifen, die von den Behörden ſelbſt nicht ge-
halten werden.

Eine wuchtige Anklagerede gegen die Boruſſifizierungsvpolitik
in Oberſchleſien hielt der Pole Dr. Seyda, der vor allem das
dort beliebte Svitzelſyſtem gegen ſeine Landsleute zum Gegen-
ſtand aktenmäßig oder durch eidliche Zeugenausſagen erhär-
teter Angriffe machte. Bekanntlich hat ſich Herr v. Moltke
am Montag hingeſtellt und mit Emphaſe behauptet, daß ſich
die Geheimpolizei niemals zu Provokationen hergebe. Dr.
Sehyda, der ſelbſt als Verteidiger in mehreren Polenprozeſſen
gewirkt hat, ſtellte anhand der Akten feſt, daß ſich Kriminalkom-
miſſare als Mitglieder in die polniſchen Vereine eingeſchlichen
und dort die Polen zur Vornahme ungeſetzlicher Handlungen
verleitet haben. So haben ſie zur Anſchaffung von Geſang-
büchern und polniſcher Embleme angeregt und dann nachher
hieraus den Schluß gezogen, daß dieſe Vereine nationalpolniſche
Ziele verfolgen. Die Folge war, daß dieſe Ehrenmänner die
Vereins mitglieder bei der Staatsanwaltſchaft anzeigten und
daß hohe Gefängnisſtrafen verhängt wurden. Herr v. Moltke
hat am Montag geſagt, daß er rückſichtslos gegen ſolche Be
amten einſchreiten würde, wenn ſie ihm genannt würden. Was
tat er daraufhin nach dieſen Mitteilungen? Er ſchwieg und
ſchickte einen Unterſtaatsſekretär vor, der ſich im Reſerve-
leutnantston gegen die polniſchen Aſpirationen wandte.

Am Schluß der Sitzung kam es zu einem außergewöhnlich
ſcharfen Zuſammenſtoß zwiſchen den Hakatiſten der verſchieden-
ſten Schattierungen und dem Zentrum. Herr v. Zedlitz hatte
dem Zentrum Landesverrat vorgeworfen, weil es ſich im Lſten
mehrmals mit Polen verbündet hatte. Gegen dieſe Angriffe
verteidigten ſich mehrere Zentrumsredner mit ſcharfen Worten,
wobei es wiederholt zu lärmenden Szenen kam. Am Mittwoch
geht die Berarum. z weiter.

Politiſche Uebersicht.
Halle, den 3. März 1909.

Ans dem Reichstage.
Der Reichstag beendete am Dienstag die Beratung des Etats

für Kamerun, erledigte den von Togo und begann alsdann mit
der Beratung des ſüdweſtafrikaniſchen Etats, die jedoch nicht
zu Ende geführt wurde. Bei den beiden erſtgenannten Etats
geißelte Genoſſe Ledebour das Treiben der Landſpekulanten.
Selbſt der antikapitaliſtiſcher Geſinnung wahrhaftig nicht ver-
dächtige nationalliberale Abg. Dr. Semler ſprach nachher beim
Etat für Südweſtafrika für gewiſſe Einſchränkung der Privat-
ſpekulation. Aber mit der Wärme eines Bankdirektors trat
der Staatsſekretär Dernburg für die Heiligkeit des nichtpol-
niſchen Privateigentums ein und verwahrte ſich mit heiligem
Eifer gegen jede Beſchneidung individuellen Beſitzes. Der
von Semler und Erzberger unter Lorbeerkränzen faſt erſtickte
frühere Dreiklaſſenhäusler und jetzige ſüdweſtafrikaniſche
Landvogt von Schuckmann erzählte dem lauſchenden Hauſe
von ſeinen erfolgreichen Raſſeverbeſſerungsverſuchen in Wild-
Südweſt. Am Mittwoch geht die Beratung weiter.

w.
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Aus der Budgetkommiſſion des Reichstages.

Die Budgetkommiſſion begann ihre Sitzung am Dienstag
vormittag mit einer eigenertigen Sache. Die Reichspoſtoerwal-
tung reichte nämlich ihre ebenſo umfangreichen wie ſcheinbar
geheimnisvollen Lieferantenverträge zur Einſichtnahme herum.
Da eine Mitnahme zur Prüfung nicht geſtattet werden jſollte,
proteſtierte Abg. Gen. Singer gegen das beliebte Verfahren der
Reichspoſtverwaltung. Unſer Genoſſe verlangte Vervielfälti-
gung der Verträge, damit man ſie wirklich genau prüfen könne.
Staatsſekretär Krätke ſtimmte ſchließlich der Wahl einer Sub-
lommiſſion zu, die eine Prüfung der Verträge vornehmen
ſolle.

Bei den Einnahmen der Reichspoſtverwaltung kam es zu
einer ſehr intereſſanten Debatte über die Portofreiheit der
Leutſchen Fürſten. Es wurde der Nachweis geführt, daß mit
dieſer Freiheit vielfacher Mißbrauch getrieben wird. Es werden
nicht nur Wildpret und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe
verſchickt, auch zur Wahlagitation iſt die fürſtliche Portofreiheit
ſchon mißbraucht worden. Ueber eine Reſolution, durch die
der Reichskanzler erſucht werden ſoll, dem Reichstag eine Vor
lage zu machen, die eine Beſeitigung der Portofreiheit be-
zweckt, wird lebhaft diskutiert. Die Reſolution wurde gegen
die Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten abge-
lehnt.

Gegen die Aufhebung der kommunalen Verbrauchsabgaben.
Jm nächſten Jahre ſoll bekanntlich Schluß gemacht werden

mit der Erhebung des kommunalen Oktrois ſo beſtimmt der
8 13 des Zolltarifgeſetzes vom Jahre 1902. Je näher dieſer
Termin rückt, um ſo eifriger bemühen ſich die Anhänger des
Syſtems der indirekten Steuern, das Oktroiverbot im letzten
Augenblick zu Fall zu bringen. Petition auf Petition kommt
an den Reichstag, und die „Kreuzzeitung“ ſchreibt ſich über
den Bericht der Petitionskommiſſion des Reichstages ſogar
einen Leitartikel von der Leber.

Freilich, ſie gibt aus dem Bericht nur die Aeußerungen der
Regierungsvertreter von Preußen, Bayern, ElſaßLothringen
uſw. wieder, die ſich ohne Ausnahme für die Aufhebung des
Verbots ausſprechen. Aeußerſt ärgerlich iſt das konſervative
Blatt, daß die Petitionskommiſſion trotzdem zu dem Antrag
kam, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen und
fügt hinzu:

„Wie die Entſcheidung im Plenum fallen wird, hängt
von der Haltung der Zentrumspartei ab. Nimmt der Reichs-
tag den Vorſchlag der Petitionskommiſſion an, dann wird
es in über tauſend bayeriſchen Gemeinden erhebliche Auf-
regung geben, während Norddeutſchland und namentlich
Preußen nur mit wenigen Oktroigemeinden beteiligt iſt.
Die Maßregel des S 13 des Zolltarifgeſetzes ſollte aber in
jedem Falle als Probe auf das Freihandelexempel benutzt
werden. Es ſollte in allen in Betracht kommenden Gemein-
den amtlich feſtgeſtellt werden, welches die finanziellen Wir
kungen für die Kommunalkaſſen einerſeits, und die Wirkung
auf die Preisbildung für die von den Oktroigebühren fortan
befreiten Lebensmittel andererſeits nach Heller und Pfennig
ſein würden. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß
einer ſolchen Feſtſtellung das agitatoriſche Hauptargument
des Freihandels nicht ſtandhalten würde.“

Die Gegner des Oktrois werden ſelbſtverſtändlich nichts
gegen eine objektioe Unterſuchung über die Beeinfluſſung des
Preiſes durch das Oktroi haben. Es würde ſich vorausgeſetzt,
daß die Unterſuchung wirklich einwandsfrei vorgenommen wird

dabei herausſtellen, daß der fromme Wunſch der „Kreuz
zeitung“ nicht in Erfüllung geht.

Die Reaktion in Heſſen.
Jn Mühlheim a. Main, einem Arbeiterorte von 6000

Einwohnern, ſitzen zwölf Genoſſen im Gemeinderat. Vor
Jahren ſchon wurde der Sozialdemokrat Peter Zahn zweimal
von der Gemeinde zum Bürgermeiſter-Beigeordneten gewählt,
von der Regierung aber ebenſo oft nicht beſtätigt. Dieſe er
nannte vielmehr einen Beigeordneten in der Perſon des
Zentrumsmannes Schulp. Der ſo geſchaffene Konflikt
wurde akut, als im Sommer vorigen Jahres der Bürger-
meiſter in die Ferien ging. Der ernannte Beigeordnete rief
den Gemeinderat für den 21. Auguſt 1908 zu einer Sitzung.
Von den zwölf Genoſſen blieben elf der Sitzung ohne Angabe
von Gründen fern; einer war krank; eine Tagung war un-
möglich. Um die Verwaltungskarre nicht im Drecke ſitzen
zu laſſen, kürzte der Bürgermeiſter ſeinen Urlaub ab und über-
nahm die Geſchäfte ſelbſt wieder. So weit, ſo gut.

Am 23. September 1908 verhängte der Kreisausſchuß in
Offenbach in nichtöffentlicher Sitzung über die elf „Renitenten“
eine „Ordnungsſtrafe“ von je 50 Mark, ohne die Beſtraften
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auch nur zu hören; denn der Grundſatz, Beſchuldigte ſelbſt zu
hören, braucht in der heſſiſchen Verwaltungsrechtſprechung
nicht befolgt zu werden. Gegen die Entſcheidung des Kreis
amtes wurde Rekurs an den Provinzialausſchuß der Provinz
Starkenburg verfolgt. Nachdem die Sache über Gebühr ver-
ſchleppt, kam ſie am Sonnabend zur Verhandlung.

Rechtsanwalt Dr. Fulda als Vertreter der Beſtraften be
ſtritt, daß die fragliche Einladung ordnungsmäßig erfolgt ſei,
weil ſie nicht vom Bürgermeiſter oder deſſen Stellvertreter
unterſchrieben war. Es ſei eine Beſchränkung der Selbſt-
verwaltung, die geradezu das freie Wahlrecht illuſoriſch mache,
wenn die Regierung über den Willen der großen Mehrheit
der Mitglieder einen Beigeordneten ernenne. Wolle man eine
Kebertretung als begangen annehmen, ſtehe das Stpafmaß
dazu in gar keinem Verhältnis, denn die beſtraften Gemeinde
räte hätten als ſolche ſtets ihre Pflicht getan. Man dürfe
weiter nicht die Verhältniſſe in Mühlheim außer acht laſſen;
fraglich ſei, ob außer Herrn Schulp in Mühlheim noch jemand
gefünden worden wäre, der ſich zum Beigeordneten hätte er-
nennen laſſen.

Der ernannte Beigeordnete Schulp erklärte, er habe das
Amt nur deshalb angenommen, weil ihm von der Regierung ge-
ſagt worden ſei, er brauche keine Sitzung zu beſuchen. Nur des
lieben Friedens willen habe er das Amt angenommen.

Das Urteil lautete auf Verwerfung des Rekurſes unter
Verurteilung der Rekurenten in die Koſten des Verfahrens,
ſowie Verhängung eines Averſionalbetrages an die Provin-
ziglkaſſe im Betrage von 55 Mark, (jeder 5 Mark) unter ſoli-
dariſcher Haftung. Unglaublich!

Deutſches Reich.
Das neue Wahlgeſetz im Herzogtum Altenburg iſt Diens

tag nachmittag gegen die Stimmen der Sozialdemokraten ange
nommen worden. Die Zahl der Abgeordneten erhöht ſich von
30 auf 32. An dem fluchbeladenen Vierklaſſenwahlrecht wird
dadurch nichts geändert.

Proteſt gegen den Legitimationskarten-3wang. Von
italieniſcher Seite iſt geplant, bei der preußiſchen Regierung
einen Proteſt gegen die Ausdehnung des Legitimationskarten-
Zwanges auf italieniſche Arbeiter zu erheben. Der italieniſche
Generalkommiſſar für die Auswanderung, Herr Roſſi, hat er-
klärt, daß das Vorgehen gegen die italieniſchen Arbeiter eine
Verletzung des internationalen Rechtes bedeute. Durch den
Legitimationskarten-Zwang wird die deutſche Arbeit nicht ge
ſchützt; aber die italieniſchen Arbeiter werden vor die Alter-
native geſtellt, Streikbrecherdienſte zu leiſten, oder die Aus-
weiſung über ſich ergehen laſſen.

Gegen die preußiſche Berggeſetznovelle und beſonders die
darin vorgeſehene Jnſtitution der „Sicherheitsmänner“ laufen
jetzt auch einige im Fahrwaſſer der Unternehmer ſegelnde Berg-
beamtenvereine Sturm. So hat ſowohl der Verband techniſcher
Grubenbeamtenvereine im Oberbergamtsbezirk Dortmund, wie
der Verein techniſcher Bergbeamten Oberſchleſiens Beſchlüſſe
gefaßt, die mit den zur Genüge gewürdigten Gründen der
ärgſten Scharfmacherorganiſationen die Einrichtung von Ar-
beiterkontrolleuren verwerfen. Da die erwähnten Vereine von
den Unternehmern direkt ſubventioniert werden und auch ſonſt
mit ihnen in engſter Fühlung ſtehen, iſt ihre Stellung nicht
weiter verwunderlich.

Keine Kandidatur Möller. Die beabſichtigte Kandidatur
des früheren Handelsminiſters von Möller im Wahlkreis Stado
iſt geſcheitert. Die Nationalliberalen haben den Hofbeſitzer Dr.
Hoppe in Campe aufgeſtellt. Möller wollte nur kandidieren für
den Fall, daß ihn die Freiſinnigen unterſtützen würden. Dieſe
haben nun aber einen eigenen Kandidaten aufgeſtellt, und
damit iſt die Kandidatur Möller gegenſtandslos geworden.

Jmmer noch Dresdener Wahlrechtsprozeſſe. Ein Brauer-
gehilfe ſoll am 17. Januar, dem Wahlrechtsſonntage, die Poli-
zei durch den Ausruf: „Laßt doch die Mörder gehen!“ beleidigt
haben. Das Schöffengericht verurteilte den Brauergehilfen zu
zehn Tagen Gefängnis.

Eine Leuchte der Kolonialjuſtiz. Gegen den früheren
Oberrichter in den Kolonien, Eſchke, der in Eharlotten-
burg wohnhaft iſt, fand am Montag und Dienstag vor dem
Disziplinarhof des Reichsgerichts in Leipzig eine Ver-
handlung ſtatt. Als Eſchke am Dienstag früh nicht zum Termin
erſchien, wurde nach ſeiner Leipziger Wohnung in der Brüder-
ſtraße geſchickt, und man fand ihn in ſeinem Bette erſchoſſen
auf. Er hatte Selbſtmord verübt.

Dieſer Oberrichter Eſchke iſt derſelbe, der ſeinerzeit mit dem
früheren Gouverneur von Deutſch-Oſtafrika, v. Bennigſen, ein
Piſtolenduell ausfocht.

Kleines Feuilleton

Ueber ein ſozialiſtiſches Gemeinweſen der Gegenwart
berichtet Alleſſandro Schiavi, Gemeinderat von Mailand in
den „Dokumenten des Fortſchritts“ (Verlag Georg Reimer,
Berlin). Norditalien mit ſeiner machtvollen ökonomiſchen Ent-
wicklung der letzten Jahrzehnte hat neben ſeiner blühenden
Großinduſtrie auch eine Reihe von genoſſenſchaftlichen Bil-
dungen zutage gefördert, die in vieler Richtung bereits an die
Möglichkeiten einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft erinnern. Am
ſchärfſten treten die Linien dieſer Entwicklung in der Provinz
Reggio-Elilig zutage. Jhre Verhältniſſe können in Wahrheit
als Vorwegnahme einer künftigen Entwicklungsſtufe unſerer
Geſellſchaft, als Bildung einer Zelle des künftigen kommuniſti-
ſchen Körpers angeſehen werden. Bei alledem iſt Reggio-
Elilig im weſentlichen eine ackerbautreibende Gegend und eine
neue Entwicklung darum umſo eigenartiger, ſowohl innerhalb
Jtaliens als auch den Verhältniſſen des Auslandes gegen-
über.

Vielgeſtaltig und zahlreich ſind dieſe Genoſſenſchaften: 82
Konſumverbände, 75 Produktivgenoſſenſchaften, 14 landwirt-
ſchaftliche Betriebsgemeinſchaften, 2 Verbände der ganzen Ar-
beiter der Provinz zu gewiſſen gemeinſchaftlichen Tätigkeiten,
2 Zentralverbände aller Konſumvereine und der Produktiv-
genoſſenſchaften, eine Geſellſchaft zum Bau von Arbeiterhäu-
ſern und eine genoſſenſchaftliche Bank.

Eine Schwierigkeit, die ſonſt für Genoſſenſchaften ſo weſent
lich iſt, wurde gleichfalls mit kühnem Griff gelöſt: Die Kredit-
bewilligung wird durch eine genoſſenſchaftliche Bank beſorgt,
die wohl bloß ein Kapital von 75 000 Lire beſitzt, deren Ge-
ſchäftsumſatz im Jahre 1906 ſich jedoch auf 12 Millionen belief.
Dieſe Bank wieder ſteht in enger Geſchäftsverbindung mit dem
Jnſtitut für genoſſenſchaftlichen Kredit, das von der „Societa
UÜmanitaria“ in Mailand gegründet wurde, und findet an
dieſer eine ſtapte Stütze. Die geſchäftlichen Erfolge der Ge-
noſſenſchaft ſind übrigens überwiegend ſehr günſtige, und wenn
eine einzelne vorübergehend einen Minderertrag aufweiſt,
wird ſie von den Schweſterverbänden unterſtützt. So macht die
Erſetzung der Lohnarbeit durch die genoſſenſchaftliche Arbeit
im gewerblichen Leben der Provinz mehr und mehr Fort-

ritte.
Bereiche der Gemeindeverwaltung wieder äußert ſich die

Bewegung durch Munizivalſozigalismus. Jn der Stadt Reggio
wurde eine Reihe von öffentlichen Dienſten, ſo: die Gas- und

elektriſche Beleuchtung, die Apotheke, die Eisverſorgung, in
Gemeindebetrieb übernommen.

Sie tun nicht mit.
Das Straßburger Stadttheater erklärte ſich

gegen den Bühnenverein. Bürgermeiſter Dr. Schwan-
der erklärte in der letzten Magiſtratsſitzung, daß er als Stadt
oberhaupt auf dem Standpunkt der neuen Theateraktiengeſell-
ſchaft in Frankfurt ſtehe und es daher ablehnen werde, den
gegen die Bühnengenoſſenſchaft gerichteten Beſchlüſſen des
Bühnenvereins ſeine Zuſtimmung zu geben. Er
betraute die Theaterkommiſſion mit der Angelegenheit. I37
das Straßburger Theater hat dieſe Meinungsäußerung des
Bürgermeiſters beſondere Wichtigkeit, da das Stadttheater
(Oper und Schauſpiel) ein vollkommen ſtädtiſches Jnſtitut iſt
und ſogar einen auf Lebenszeit angeſtellten ſtädtiſchen Theater
direktor beſitzt.

Sämmtliche Mitglieder der Theater in Düſſeldorf, des
Stadttheaters, Schauſpielhauſes, Luſtſpielhauſes und der zur-
zeit im Apollotheater auftretenden Operetten-Geſellſchaft, ins
geſamt etwa 200 Perſonen, hielten eine gemeinſame Ein-
ſpruchs- Verſammlung gegen die bekannten Be-
ſchlüſſe des Bühnenvereins ab. Die von etwa 200
Mitgliedern beſuchte Verſammlung proteſtierte einſtimmig.

Geiſtlicher Sauherdenton.
Der „Grenzbote“, das Blatt des liberal- katholiſchen Pfarrers

und bayeriſchen Landtagsabgeordneten Grandinger, ent-
hält folgenden Artikel:

„Die alte Kronicher Schnapsvettel,
vulgo „Fränkiſche Preſſe jucken die Flöhe wieder mal.
Sie wird frech und gemein und berſtet beinahe vor Neid,
weil der „Fränk. Wald“ ein Krakauer Jnſerat bekommen hat
und ſie nicht. Zwar ginge dies den „Grenzboten“ gar nichts
an und der „Fränk. Wald“ ſelbſt hat in der Samstagsnummer
der alten Vettel zünftig und herzhaft auf den Glatz-
kopf geſpuckt. Jedoch ſehen wir uns gezwungen, der
flegelhaften, zahnloſen, habgierigen, herrſchſüchtigen und dabei
halbblöden Zeitungsmißgeburt die ſchmutzige Kehrſeite zu ver-
ſohlen, nicht deshalb, weil ſie dies alle Quartale mindeſtens
einmal braucht, ſondern deshalb, weil das Pfaffenlügen-
blatt verſucht, dem „Grenzboten“ ein religionsloſes Mäntel-
chen umzuhängen. Wann und wo hat denn der „Grenzbote“
gegen Religion und Glauben geſchrieben? Daß es uns etwas
Erquickliches iſt, zur rechten Zeit verheuchelte und ver

ſeuchelte Hetzer mit und ohne Talar und Tonſur vorzu
faſſen, das iſt wohl wahr. Und dabei bleibt es, ſo lange der
„Grenzbote“ ſchnaufen kann. Auch iſt es uns zurzeit ein ge
mähtes Wieſelein, wenn wir gegen ſogenannte katholiſche Zei
tungen vom Schlage der alten Kronicher Vettel los-
und ausziehen dürfen: denn die Zentrumszeitungen verderben
mit ihren Wühlhubereien die wahre Religion; ſie ſchachern mit
dem Herrgott; ſie benützen den Herrgott als Abonnentenſamm-
ler und Jnſeraten-Akuiſiteur. Dieſe Pfui-Teufels-
Blätter verſauen den Weinberg des Herrn mit ihrem
chroniſchen Heuchler-Typhus. Es freut uns, daß der
„Fränkiſche Wald“ dieſes Krakauer Jnſerat bekommen hbat,
und es freut uns nicht minder, daß die „Fränkiſche Preſſe
dieſes Jnſerat nicht bekommen hat. Es ſollte uns ferner ein
Vergnügen ſein, zu erfahren, daß die „Fränk. Preſſe“ mehrere
Inſerate nicht bekommen hat. Es iſt ja auch wahrſchein
lich überflüſſiges Geld, wenn man in der alten Vettel
inſeriert; denn man hat keine Garantie, ob die Mußabonnen-
ten die der grünſpähnige Kaplan zuſammentrom-
melt auch in allen Fällen leſen können. Und wenn ſie alle
leſen könnten, ſie verſtehen es ja doch nicht mit ihren Zen-
trumsgimpel-Hirnkäſten, gefüllt mit faulem
Stroh und anderem Unrat. So, jetzt ſind wir quitt
für heutel Alte Vettel, magſt a Prieſe?“

Für einen Pfarrer eine ganz reſpektable Schimpfleiſtung.

Bergmann-Berggeſetz.
Noch liegen ſtill ſie auf dem Grunde

Der Schächte, wo in Glut und Rauch
Jn einer ſchreckensvollen StundeErſtickt ihr letzter Lebenshauch.

Und Jhr im hohen, lichten Saale,
Wie tut ſo klug Jhr und gelehrt,
Daß Jhr nur ja mit einemmale
Dem Bergmann nicht zu viel gewährt.

Und wie Jhr mit gewicht'gen Gründen
Jhm die beſcheidnen Wünſche dämpft,Dem Mann, der in des Todes Schlünden

Für Eure Dividenden kämpft!
Vergeßt nur nicht nach Euren Taten,

Daß Jhr, wenn kreuz und quer zerfetzt
Die Sache endlich durchberaten,
Ein Bibelſprüchlein drüber ſetzt!

Fritz Sänger („Jugend“)

deſten
ſamm
ſucht
parali
ſchleu:

Kielle
hatte

ausge
Jahr,

Obg
beiget
dern,
dieſes
allerh
die pa
die G
Man
fang
Schiff

De
im nä
werde
13 gr
gegen
Schla
bis du
weiß
Grengz

jenige
treten

Abe
enthu
richtig
wie es
wird
An J
Mißt
ſchwä

W
gegen
1907

den



diens-

ange
h von
wird

Von
erung
arten
niſche

at er
c eine

den

ht ge
Alter-
Aus

rs die
aufen
Berg-
riſcher
d, wie
chlüſſe

der
n Ar-
le von

ſonſt
nicht

idatur
Stado
er Dr.
en für
Dieſe

und
n.

rauer-
Poli-
leidigt
fen zu

üheren
lotten
dem
e Ver
ermin
rüder-
ſſen
it dem
en, ein

vorzu
ige der
ein ge
he Zei
I los-
derben
rn mit
iſamm-
fels-

ihrem
daß der
n hat,
Preſſe
ner ein
nehrere
rſchein
ettel
onnen-
ntrom-
ſie alle
Zen-

ulem
r quitt

tung.

OeſterreichUngarn.

Nichts bekannt.

Wien, 2. März. An hieſiger zuſtändiger Stelle wird ver
ſichert, daß bisher noch keinerlei offizielle Erklärung der ſer
biſchen Regierung eingegangen ſei, wonach ſie auf territoriale
Kompenſationen verzichtet.

Schweix.
Eine deutliche Antwort.

Die Zuſtände in Zürich ſpitzen ſich immer mehr zu, die Ar
beiterſchaft iſt aufs höchſte aufgebracht über den brutalen Ueber
fall der Streikpoſten durch die „echtſchweizeriſchen Leute“ unter
Führung der Polizei. Eine Verſammlung, die daraufhin im
„Velodrom“ abgehal.en wurde, war von Tauſenden beſucht, ob
gleich ſie zu ungewöhnlicher Zeit ſtattfand. Es referierten
Zinnecker vom Holzarbeiterverband, ferner Dr. Tobler
und Greulich. Eine Reſolution des Vorſitzenden, in der
ein Ultimatum an den Stadtrat wegen des Streikpoſtenver-
bots gerichtet war. wurde von der Verſammlung abgelehnt.
„Nicht ſo viel Reſolutionen, mehr Reſolutheit“ rief man. Mehr
als ein Redner forderten unter brauſendem Beifall der Menge
offen die bewaffnete Gegenwehr, und nur mit Mühe gelang
es den Beſonneren, die aufgeregten Maſſen einigermaßen zu
beſchwichtigen.

Bulgarſen.
Kein Attentat.

Sofia, 2. März. An hieſigen amtlichen Stellen ſind bisher
keine Jnformationen eingetroffen, die das Beſtehen eines Kom
plotts gegen Fürſt Ferdinand beſtätigen. Man glaubt daher,
daß die dahin gehenden Belgrader Nachrichten auf Uebereifer
der ſerbiſchen Polizei zurückzuführen und übertrieben, oder
tendenziös verbreitet ſeien.

England.
Die Flottenpläne und die Liberalen.

Jn Leamington trat dieſer Tage die Nationalliberale
Federation zu einer Konferenz zuſammen. Sie hat die weit-
gehenden Flottenbaupläne abgelehnt und ſich für möglichſte Spar-
ſamkeit bei den Ausgaben für die Marine ausgeſprochen. Dem
Lande ſei keinerlei Nachweis erbracht von der Notwendigkeit
einer Erhöhung der Flottenausgaben. Die Konferenz ſprach
ſich ferner für ein Feſthalten am Freihandel aus und für wei-
teren Ausbau der Sozialreform.

Es iſt zurzeit in England nicht ganz leicht, ſich gegen die ver-
mehrte Rüſtung zur See zu erklären. Trotz der Reiſe
Eduards VII. und des günſtigen Einfluſſes desſelben auf die
öffentliche Meinung, bleibt bei einem großen Teile der Bevölke-
rung die Auffaſſung beſtehen, die engliſche Flotte müſſe den
ZweiMächteStandort unbedingt aufrecht erhalten, d. h. min-
deſtens ſo ſtark ſein, wie die Marine zweier Großmächte zu
ſammen. Jede Neurüſtung zur See, namentlich Deutſchlands,
ſucht deswegen England ſtets durch weitere Schiffsbauten zu
paraliſieren. Da Deutſchland jetzt ſeine Schiffsbauten zu be
ſchleunigen ſucht, iſt bekanntlich auch in England die
Kiellegung von ſechs neuen „Dreadnoughts“ geplant. Bisher
hatte ſich nur die Arbeiterpartei mit Entſchiedenheit dagegen
ausgeſprochen. Scechs ſolcher großer Schlachtſchiffe ſollten dies
Jahr, ſechs weitere nächſtes Jahr in Bau genommen werden.

Obgleich das offizielle Deutſchland mehr als genug dazu
beigetragen hat, das Mißtrauen bei den Engländern zu för
dern, ſo läge in Wirklichkeit für England doch kein Grund vor,
dieſes Wettrüſten mitzumachen, aber auch dort bemühen ſich
allerhand Chauviniſten und Geſchäftspolitiker und deren Preſſe,
die patriotiſche Glut zu ſchüren. Dieſe ſuchen immer wieder
die Gefahr einer deutſchen Jnvaſion an die Wand zu malen.
Man hat den ſogenannten „Gefahrpunkt“ konſtruiert, der An
fang 1912 eintreten ſoll, wenn Deutſchland ſeinen jetzigen
Schiffsbauplan zum größten Teil beendet hat.

Der Streit geht in England jetzt darum, ob in dieſem und
im nächſten Jahre je ſechs oder nur je vier Dreadnoughts gebaut
werden ſollen. Schon bei vier würde England Ende 1912 den
13 großen Schlachtſchiffen Deutſchlands 22 ſeiner Flotte ent-
gegen zu ſtellen haben. Dazu kommen aber noch 73 andere
Schlachtſchiffe und Kreuzer, ſo daß die engliſche Flotte zwei
bis drei anderen Seemächten Stand halten könnte. Außerdem
weiß man in England ganz genau, daß wir finanziell an der
Grenze unſerer Leiſtungsfähigkeit angelangt ſind, zumal die
jenigen Kreiſe, die für all dieſe wahnſinnigen Rüſtungen ein-
treten, nichts dafür aufbringen mögen.

Aber es wäre vergeblich, zu hoffen, daß die deutſchen Flotten-
enthuſiaſten und die Regierung aus dieſen Umſtänden die einzig
richtige Lehre ziehen und ſich zur Abrüſtung geneigt zeigen,
wie es die engliſche bereits getan hat. Die engliſche Regierung
wird im Parlament nur die mäßigeren Forderungen vertreten.
An Deutſchland iſt es, alles zu vermeiden, das geeignet iſt,
Mißtrauen von neuem zu wecken und die engliſchen Flotten-
ſchwärmer zu ſtärken.

Amerika.
Verunglückte Kampagne.

Waſhington, 2. März. Die Unterſuchung des Senats
gegen Rooſevelt, weil er während der Finanzpanik des Jahres
1907 die Angriffe der TenmeſſeeCoal and Jron Company durch
den Stahltruſt zuließ, iſt ins Waſſer gefallen, und damit hat

F

auch der große Kongreßfeldzug gegen Rooſevelt ein unrühm-

liches Ende gefunden. Das war vorauszuſehen, daß der
Stahltruſt Sieger bleiben würde.

Indien.
Jm Kampfe mit britiſchen Truppen.

Kalkutta, 2. März. An der Nordweſtgrenze und im
Diſtrikt Kohat iſt eine Schar feindlicher Aufrührer von britiſchen
Truppen überwältigt worden. Auf der Seite des Feindes wur-
den 11 Mann getötet, einer gefangen genommen. Die Briten
hatten einen Toten und drei Verwundete.

Parteinachrichten.
Die Spaltung in der Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei

Hollands. Jnfolge des Parteibeſchluſſes Deventer hat Genoſſe
Henri Polak ſein Amt als Vorſitzender des Verbandes der Ge
werkſchaften Hollands niedergelegt. Polak ſteht an der Seite
der Marxiſten und erſcheint ihm ein Zuſammenwirken mit der
ſozialdemokratiſchen Kammerfraktion nicht möglich. Polak iſt
ebenfalls aus dem Verwaltungsausſchuß von „Het Volk“ aus
getreten. Der Parteivorſtand hat in ſeiner am Sonnabend ab-
gehaltenen Verſammlung bereits Jan A. van Zütphen, Schrift
führer des Diamantarbeiterverbandes, an Polaks Stelle er
nannt.

Jn derſelben Verſammlung hatte der Parteivorſtand eine Be
ſprechung mit dem Vorſtand der Abteilung Utrecht, die dahin
führte, daß die Kandidatur zur Zweiten Kammer für Utrecht II,
des bereits auf dem Deventer Parteitag ſofort aus der
S. D. A. P. getretenen Genoſſen Mendels von Partei wegen
zurückgezogen wurde; ebenſo deſſen Kandidaturen in anderen
Wahlkreiſen. Ueberdies war der Parteivorſtand der Anſicht,
daß Mendels ſeine Sitze im Utrechter Gemeinderat und in den
ProvinzialStaaten von Utrecht zur Verfügung der Partei
ſtellen mußte. (Wie „Het Volk“ meldet, hat Mendels dieſen
Schritt bereits getan und zwar infolge eines ihn beleidigenden
Artikels im Utrechter Wochenblatt der S. D. A. P.)

Der Parteivorſtand der S. D. A. P. wird als Wahl-Platt-
form für die im Sommer ſtattfindende Wahl zur Zweiten
Kammer den zu Oſtern ſtattfindenden ordentlichen Parteitag
vorſchlagen:

Allgemeines Wahlrecht, Staatspenſion, Zehnſtundentag, Er-
weiterung der Unfallverſicherung und Wohnungsfrage.

Das auf dem Deventer Parteitage beſchloſſene Wochenblatt
von „Het Volk“ ſoll einem Beſchluſſe des Parteivorſtandes zu
folge am 1. April zum erſten Male erſcheinen.

Wegen angeblicher Richterbeleidigung wurde Gen. Wolff
von der Breslauer „Volkswacht“ zu einem Monat Gefängnis
rerurteilt. Die Beleidigung wurde darin gefunden, daß unſer
Parteiblatt unter der Ueberſchrift: „Die weiſen Richter von
Feſtenberg“ den Wortlaut eines Urteils des Feſtenberger
Schöffengerichts veröffentlicht hatte, durch welches ein Ver-
handlungsleiter wegen Nichtanmeldung einer Gewerkſchafts-
verſammlung zu fünf Mark Geldſtrafe verurteilt worden war.

Warnung. Joſeph Lohn, nach ſeiner Angabe Stricker aus
Lodz, hat unter Vorlegung eines gefälſchten Empfehlungs-
briefes einer polniſchen Parteiorganiſation Rußlands Partei-

genoſſen aufgeſucht und wegen Unterſtützung angeſprochen. Er
führt auch ein ohne Zweifel gefälſchtes Empfehlungsſchreiben

der Zahlſtelle des Maurerverbandes zu Graudenz bei ſich. Lohn
iſt ein junger bartloſer Mann von ſchwach mittelgroßer Staturx,
er hat blondes Haar und braune Augen. Wir warnen die Par-
teigenoſſen vor dieſem Manne.

Vom Kampf um (ie Rente.
G. Wir haben ſchon mehrfach darauf hingewieſen, wie

ſchwierig es für die Verletzten und Rentenempfänger und deren
Hinterbliebenen iſt, den Kampf um die Rente erfolgreich auf-
zunehmen. Dabei haben wir auch ſchon einigemale auf das
Verfahren vor dem Schiedsgericht für Arbeiterverſicherung in
Merſeburg hinweiſen müſſen. Bekanntlich fungieren dort ſchon
ſeit längerer Zeit zwei von den Vertrauensärzten des Schieds-
gerichts gleichzeitig auch als Vertrauensärzte der Berufs-
genoſſenſchaften. Das iſt durchaus nicht zum Vorteil der Ver
ſicherten. Vor kurzem ſind nun die beiden Vorſitzenden des
Schiedsgerichts, die Regierungsräte Tuerke und von Unruh,
verſetzt worden. An deren Stelle ſind die Regierungsräte von
Aſcheberg und Hertel getreten. Seit dem Amtsantritte
dieſer Herren ſcheint nun ein ganz anderes Verfahren Platz
greifen zu ſollen.

Nach der Verordnung betr. das Verfahren vor den
Schiedsgerichten für Arbeiterverſicherung vom 22. November
1900, S 13, erfolgt die mündliche Verhandlung über eingelegte
Berufungen in öffentlicher Sitzung. Die Beratung
und Beſchlußfaſſung dagegen ſoll nach S 19 Abſatz 2 in
nichtöffentlicher Sitzung ſtattfinden. Die Herren von
Aſcheberg und Hertel ſcheinen ſich hieran aber gar nicht
kehren zu wollen, denn während der Beratung und Be-
ſchlußfaſſung, alſo während der Urteilsfällung, können ſowohl
die Kläger wie die Vertreter der Berufsgenoſſenſchaften uſw.
in dem Sitzungs- reſp. Beratungszimmer bleiben, ja kaum iſt
die Beweisaufnahme über eine Sache geſchloſſen, als auch ſchon
wieder die nächſten Parteien eintreten. Dazwiſchen findet dann
die Beratung und Beſchlußfaſſung, alſo die Urteilsfällung,

ſtatt, außerdem iſt, wo erforderlich, der Arzt mit tätig und
nimmt Unterſuchungen im Sitzungszimmer vor und die Ver-
ſicherten ſtehen häufig noch halbnackt da, wenn die nächſten
Parteien ſchon wieder eintreten. Ja, verletzte Frauen hat man
ſchon im Verhandlungszimmer wollen entkleiden laſſen, damit
der Arzt dort die Unterſuchung hätte vornehmen können. Da
gegen wurde jedoch von einem Arbeitnehmerbeiſitzer energiſch
proteſtiert. Angebracht würde es ſein, wenn ſich Herr Roeren
vom Zentrum oder ſonſtige Sittlichkeitsapoſtel, die ſchon an
einem nackten Bildchen in Schaufenſtern von Buchhandlungen
Anſtoß nehmen, einmal das jetzige Verfahren vor dem Merſe
burger Schiedsgericht anſehen wollten. Energiſch muß hier
verlangt werden, daß die ärztlichen Unterſuchungen der Ver-
letzten, namentlich aber der weiblichen, in einem beſonderen
Zimmer vorgenommen werden. Auch hat ſich das Gericht
zur Beratung entweder zurückzuziehen oder es muß die Par-
teien während dieſer Zeit abtreten laſſen. Auf keinen Fall
aber dürfen die Vertreter der Berufsgenoſſenſchaften während
der Urteilsfällung zugegen ſein.

Weiter iſt nun noch darauf hinzuweiſen, daß an einem
Sitzungstage in der Regel 25—30 Fälle erledigt werden. Die
Verhandlungen werden nun mit raſender Eile zu Ende geführt,
denn in 214—83 Stunden, höchſtens aber in 4 Stunden ſind
ſämtliche Fälle einſchließlich der vorgenommenen ärztlichen
Unterſuchungen „erledigt'. Da die Hälfte der Beiſitzer in
Merſeburg reſp. 10 Kilometer im Umkreiſe wohnen, ſo nehmen
wir nicht an, daß hier fiskaliſche Jntereſſen eine Rolle mit
ſrielen, indem man die Merſeburger Beiſitzer in den Fällen,
wo die Verhandlungen um 12 Uhr zu Ende ſind, dann etwa die
Diäten nur für einen halben Tag zahlen will. Oder ſollte
dies doch der Fall ſein? Dann haben ſich die Beiſitzer auch da
gegen zu wehren, denn gerade im Galopp ſoll doch nicht über
das Wohl und Wehe der Verletzten reſp. der Hinterbliebenen
verhandelt werden dürfen. Sehen wir uns nun einmal das
Reſultat der letzten Sitzungen des Merſeburger Schieds
gerichts an:

Termin am 22. Januar. Dauer der Verhandlungen
9—341 Uhr. Reſultat: Von 29 Fällen hatten 10 Erfolg, bei
6 wurde die Rente gekürzt und 13 wurden gänzlich abgewieſen.

Termin am 17. Februar. Dauer der Verhandlungen 9--12
Uhr. Reſultat: Von 25 Fällen hatten 4 Erfolg, 3 wurden dem
Krankenhauſe überwieſen und 18 gänzlich abgewieſen.

Termin am 20. Februar. Dauer der Verhandlungen 9
Uhr. Reſultat: Von 30 Fällen hatten 4 Erfolg, 6 wurden ver
tagt reſp. zurückgeſtellt, gänzlich abgewieſen 20.

Termin am 27. Januar. Dauer der Verhandlungen: 911
Uhr 50 Minuten. Von 27 Fällen hatten 12 Erfolg, bei 15 fand
eine Kürzung der Rente reſp. gänzliche Abweiſung ſtatt.

Unter den vielen in den Verhandlungen vorgebrachten Klagen
und Beſchwerden der Verletzten ſoll eine mit vermerkt werden,
wonach ein Leipziger Arzt es als eine ſozialdemokratiſche
Jdee“ bezeichnet hatte, möglichſt hohe Renten zu verlangen.
Der Mann ſcheint alſo die armen Verletzten noch um die
lumpigen Renten zu beneiden.

Zum Schluß ſoll nun noch darauf hingewieſen werden, daß
einem Beiſitzer auf Vorhalt erklärt wurde, daß die Regierungs
räte (gemeint ſind hier wohl die Schiedsgerichtsvorſitzende)
ſchon einigemale zuſammen gekommen ſeien und daß von den
ſelben noch niemand an dem jetzt in Merſeburg eingeführten
Verfahren Anſtoß genommen habe. Allerdings meinte der
Herr, könne man ja ſpezielle Fälle, die ſich für ine öffentliche
Beratung reſp. Beſchlußfaſſung nicht eigneten, geheim be
handeln. Alsdann ließ er die Beiſitzer abſtimmen und mit
Majorität entſchied man ſich dafür, auch während der Beratung
und Beſchlußfaſſung die Oeffentlichkeit nicht auszuſchließen.
Dagegen iſt zu proteſtieren! Wir verlangen um
nicht mißverſtanden zu werden daß die eigentliche Ver
handlung in voller Oeffentlichkeit ſtattfindet, die Be
ratung des Gerichts, alſo die Urteilsfällung, ſoll jedoch ge
heim ſtattfinden. Ebenſo haben die ärztlichen Unterſuchungen
in einem beſonderen Zimmer zu geſchehen und zum
Schluß ſollen in 3——4 Stunden höchſtens 12—16 Fälle verhandelt

werden.

Gerichtsſaal.
Schöffengericht.

Künſtlers Erdenwallen. Ein junger Maler hatte im Februar
hier in der Notlage ſelbſtangefertigte Anſichtskarten verkauft und
war dann von der Polizei eingeſteckt worden, weil er ohne
Gewerbeſchein gehandelt hatte. Der Amtsanwalt beantragte die
Zahlung der doppelten Gewerbeſteuer von 24 Mk. und die Ein
ziehung der Anſichtskarten. Das Gericht erklärte jedoch die Ein
ziehung der Karten für unzuläſſig und erklärte die Strafe durch
die erlittene Haft für verbüßt

Wegen Unterſchlagung war ein junger Kaufmann von hier
angeklagt. Er hatte in einem hieſigen Kleidergeſchäft 700 Mk
veruntreut, die ihm als Lohn zum Auszahlen der Heimarbeiter
anvertraut waren. Der Angeklagte eignete ſich auch Gelder aus
der Jnvalidenmarkenkaſſe an und hinterging das Geſchäft durch
falſche Abrechnungen. Er räumte ſeine Verfehlungen ein und

wurde zu ſechs Wochen Gefängnis verurteilt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerſſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Otto
Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungsberichte Walter

Leopoldt, ſämtlich in Halle.

Die durch

Rauchschaden
gelittenen und unansehnlich gewordenen Waren gelangen zu

weit herabgesetzten Extra-Preisen zum Verkauf.

letzten Tage.
Geschäftshaus J. LEWIRM,

Halle a. S., Marktplatz 2 und 3.

8
t



Merken Sie auf!
Ertra billiges Angebot

eigener ſolider Arbeit und in guter
Politur und Holz:

6 St. Muschel-Vertikows à 67 N.
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W Nur ſolange Vorrat da iſt.
Gebr. Kroppenstädt, er war

Jch empfehle:

35 Pf.

Bis Encdle März muss

geräumt sein.
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Lumpen, S. Anochen, Fapfer, Eiſen
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Aldert Daklor, Zeitz, Parkſtr.
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H. Klehter, Schützenſtr,2 Pfd. Dove Braunkehl

2Pfu.-Dose jungekohlrabi 35 Pf.

2pid.-Doce junge räsen 45 f.

2Pfa.- Dove Mechinarge 70 Pf.
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Konfirmations-Geschenke
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Armbänder, Colliers c.

Prima Fabrikate, aparte Muſter.
Goldſchmied Klinz,

Gr. Ulrichſtr. 41.

Erprohtes HMuwtenmfttel
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Donnerstag, den 4. März, abends 8 Uhr im F. „Volkshauſe“

ökkentl. Protest-Gersammlung.
Tagesordnu n 9

1. „Die Stellung der Parteien im Reichstage
zur Tabakſteuervorlage.“

2. Freie Diskuſſion.
Zu dieſer Verſammlung iſt der Reichstagsabg. Herr Paul Sommer

durch eingeſchriebenen Brief eingeladen.

Das Gewerkſchafts-Kartell. Der Parteivorſtand.iſt mein ſelbſtgekochter, e

Johannisbeersaft.

Kerl Krätgen,
Univerſal Drogeri ie.

S Merſeburgerſtraße.
Zeit. Teita.

Auno Shneiden 4(0.

Schllierstr. 4. Schillerstr. 4.
Möbel Wiscehlerei.

Lager in:
Schränken, Vertikows, Spiegeln,
Sofas, Bettſtellen m. Matratzen.
S Eigene Polster Werkstatt,
Sohlleder- Ausgchnitt,

Schuhmäacher- Artikel.

F. Xoah, Gr. Klausst. 7.
1
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Wochensehrift
der dentsch. Sozialdemokratie.

Es sollte niemand versäumen,
auf Die Neoune Zeit zu abon-
nieren.

Vierteljahrs Abonnement
3.25 Pf. Sinzel-Nu.nmer257f.

Bestellungen nehmen entgegen
alle Austräger und die

Volks Buchhandlaung,
Harz 42/43.

S

Jmmer und immer wieder
braucht man bei Schuppen,
Haarausfall, Kahlköpfigkeit
d. natürlichſte, billigſte, über
all eingefuhrte Haarwaſſer
Verdelſteiner Hüusner's

2 Hrenneſſel- Spiritus
à Fl. 75 Pfg., 1.50 u. 3. Mall. ächt mit Veweſſteiner Kircherl“

Alpiga- Seife 40.50, Alpina-
Milch à 1.50, Brenneſſel
Haaröl M. 0.50, Pomade

Stadt- Theater

Direktion

163. Abonn.-

Anf. 7 Uhr.

Sonder- Vorſtellung bei vollſtän-
dig aufgehobenem

Einmali
tenors

in Halle a. S.
Hofrat W. Richards.

Donnerstag den 4. März 1909:
Vorſt. 3. Viertel.

Zum 4. Male:

La femme R.
(Die fremde Frau.)

Schauſpiel in 4 Akten
von Alexandre Biſſon.

Ende 10 Uhr.

greitag 5. März 1909:
nfang 7 Uhr.

bonnement.

Beneſiz Eduard Rörike.
es Gaſtſpiel d. Helden-
arl Kurz -Stolzenberg

von der Wiener Hofoper.

Hierauf folgend

Petroff
Bulgarien.

Wolf
Belgien.

Schulz
Oſtpreußen.

Luncdgre
Schweden.

Tristan und Isolde.
Handlung in 3 Aufzügen

von Richard Wagner.
H W I. Alpenblumenſommer-
o ſproſſen-Crèéme M. 2
Nachahmungen ſind ſchleunigſt
zurückzuweiſen! Jn Apotheken,
Drogerien und Parfümerien.

Zu haben Engel- u. Bahnhof-
Apotheke, Drogerie H. Stitz Nehkf.,
A. Schlüter Nchf., G. Oswald Nehf.,M. Rädler, M. Waltsgott Nacht.
Helmbold CGo., Hugo Schultze,
H. Pfuhl, 6. Kuhnt, F, A. Patz,
A. Steinbach, W. Höfer 0. Friedler,
E. Jentzseh, E. Fischer, Zentral-
Drogerie a. Hallmarkt, G. W. Berndt,
W. Ender, H. Quarltzsch E. Walter,
Schwanen Drogerie W Welse,
W. Eder in Teutſchenthal.

Rheumatis

u. Gicht-Leidenden
teile ich aus Dankbarkeit um-
ſonſt mit, was meiner lieben
Mutter nach jahrelangem qual-
vollen Gichtleiden geholfen hat.

Frln. Marie Grünauer,
München, Pilgersheimerſt.2/ II.

Achtung! Für Bibliotheken!
Umſtändehalber verkaufe billig

eſchichtliche n wiſfenſchaftlicheViger c. Näheres durch
0. Schmidt, Volksbuchhandlung,

h nDirektion: Gustav Poller.
Das neue glänzende Spezialitäten-Programm,

II. grosse internationale
Ringkampf- Konkurrenz

um den „Preis von Halle“ mit Mk. 3000 in bar.
Heute, MHittwoch, den 3. Mär2, ringen:

gegen

gegen

gegen

Die T r S nur e 15 S 1905
gegen

Altmann
Berlin.

Ranciolfi
Oeſtreich.

Kutusoff
Rußland.

Ur bach
Rheinland.

Leiterwagen
von Mk. 2.25 bis Mk. 25.00

mit ſtarken Rädern und Buchſen,
kauft man am beſten bei

F. Bàär. Gr. Ulrich-

O
für alle Tage des Jahres,

für jede Familie und einzelne Perſonen paſſend.
W Preis 60 Pf. und 1 M. W

Die Volksbuchhandlung, Harz 4243.Zu beziehen durch
ſtraße 54.

NAISS A.Donnerstag den 4. März u. Sonn-
tag den 7. März halte meinen

ODertenschmaus

wozu freundlichſt einladet

Oskar Kamprad.

Zeit.Deutſche Reichshalle.

Morgen Donnerstag

kaufen jeden Poſten
Kl. Brauhausſtr. 20.

snerht ver
„Deutsche Va-

Stellung

Weissenfels,.

Gr9) lange die
Kanzenpost“ Essiineen 156.

papier u. Wende

ehe ſn mal Rum pile ſident

Fſeſſenf leſen
Wegen Umbau verkaufe ich, um Platz zu ſchaffen, von

Froitag, den 5. März, bis auf Weiteres:

Einen grossen Posten
Herren-, Knaben und Kinder Anzüge,
Baurchenthemden, Schürzen, Tücher un

Shcels, Flunell- u. wollene Damen 1
Häcdchenröcke, Flleschuhe u. Pantoffeln

zu den denkbar billigſten Preisen.
Man versäume nlcht, dieses Angehot wahrzunehmen.

C. Degenkolbe,
Fernruf No. 30.

erb. d. Fabriharbeitec Asetl

e Pergummlungen.
Donnerstag, den 4. Mtrikt Zruckdorf. abds. 8 Uhr beim GaſtwirtDietris in Zrue! T.-O. 1. „Die chriſtlichen u. die H.D.

Gewerkſchaften“. 2. Verbands üngelegen gelten 3. Verſchiedenes.

Distrikt Kmmendorf: ne SanUhr im Vvurg
ſchlöhchen'. T. -O.: 1. r vom Rühle Vortrag
2. Verbands Angelegenheiten. 3. Verſchiedenes.

Um zahlreiches Erſcheinen bittet Die Orts- Verwaltung.

Gewerkschafts-Kartell Zeitz
4

Freitag, den 5. März abends 8'/2 Uhr bei Hellfritzſch

Versamumlumg.Tagesordnung: 1. Die i etge an enz
in Weißenfels. 2. Anträge dazu. 3. Eingänge und Verſchiedenes.

Der Vor tand.

Achtung AchtungI. a J M A.
Sonntag den 7. März nachm. 3 Uhr im „Weißen Roß“

Tabellen Vewanmuug der Bergarhelter.

Bezirksleiter Weikart wird über die bevorſtehende 18. General
Verſammlung ſprechen.

Pflicht aller Kameraden iſt es, in dieſer Verſammlung zu
erſcheinen. bie Orts Verwaltung.

krele Turnerschaft Zeltzu Um
Abteilung Zeitz,

Sonnabend d. 6. März 1909 im Saale des Preusslschen Hofes

Abend- Vnferhaltung
behend in

humorist., u. turnerischen Aufführungen u. Ball
Hierzu laden wir die Turngenossen, sowie Freunde u. Gönner

des Vereins ergebenst ein, Der Turnrat.
Anfang 8 Uhr. Ende 8 Uhr.r Ohne Karte Kein Zutritt. W

Standesamtliche Nachrichten. Sein eoglen nd Sgreg
Mechaniker Oehring und El

Halle-Süd, Steinweg 2, 2. März. Butthof her dgerſtra eldwebel SchaJutgepoten: Apotheker Sattig vergeraß dhich (Reilſtrafe 128

und oſa Nebert (Gotha und und Goetheſtraße 19).
r re 19). Schäfer Wehr Geſtorben: Hausmann Buch
muth und Hulda Laue (Steuden holz, 84 J. (Rei ſtr. 129). Bierund Glauchaerſtraße 47). Ober kührers Dagtenderg S. toigeb.
mälzer Streng und Marie Salo- Mühlweg 30)

3 n 4 und 841/ erſicherungs Beamte
Vondran und Marie Lange (Rud. Staudesamt Weißenfels.

S de i Bee D. Vom 21. Februar bis 27. Februar
eizer Brandt und Berta Hacke Müllermeſſer (Oberröblingen a. S. und r h Schuh
obritzſch). Barbier Pfeiffer und magcher Horak S. Fieiſchermſtr
hereſe Kreidemeier (Halle a. S. och S. Zuſchneider Sieglin(

n Kloſtermansfeld) S. Arbeiter Frick T. Arbeitei
und Fbeſcgließung: Arbeiter Nieme Kirchhof T. Schuhmecher Deſha

na Teichmann (Roſen Arbeiter Scheiler T. KlempT.
ſtraße 4 und Gr. Klausſtraße 11). ner Schulze T. Arbeiter Buſd

Ehren T. Kaſernenwärter Sünkel

ordt S. (Krauſenſtraße 12). S nygen Vtee e e verſtraße 59. Arbeiter Süße S. Polizei Sergeant Wehler T
Spitze 25). Schloſſer Belger T. Eheſchſießungen: Zwicker Vern
Thüringerſtraße 30). Arbeiter ſten u. Helene Hoffmann. Ärb
Straub S Steinweg 8). Bäcker Meyer und Martha Schneider
Kropf S. Streiberſtraße Geſchirrführer Hering u. Minna
Kupferſchmied Hnoth S. Qakob Grabow (Graitſchen)
o erhſtate J wer än ment rer v Serng 3

iGeſtorben: Aſſiſtent Kupper, rer Den
n Schiemann 56 J. Martha FriC T. Siabtrat cobi,Halle Nord rn Brunnenſtr. 34a). W 1 Eiſen

D. ärz. pahn- -Aſſiſtent Koch, i Beutler
Aufgeboten: Poſtbote Hoppe ter Sultze, 70 J. Erna Thiem

und Marie Kraft Wielandſtr. 30 1 J. Agnes
and Tiergartenſtr. 2). Molkerei-Fuhrwerksbeſitzer Brauer,
verwalter Lauſchk und Anna Hauer, 22 J

Für die Inſerate verantwortlich Rob. Jlgner. S Druck der Halleſch Buchdruck. S G m. b. H). Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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Beilage zum Volksblatt.
Ur. 53. Halle a. S., Donnerstag den 4. März 1909.

Die Landratspolſtik.
Preußiſches Dreiklaſſenhaus.

43. Sitzung. Dienstag, den 2. März, vormittags 11 Uhr.

Die zweite Leſung des
Etats des Miniſteriums des Jnnern

wird fortgeſetzt.
Abg. v. d. Hagen (Zentr.): Der Einfluß des Landrats

geht meiſt über das zuläſſige Maß hinaus. Jm Weſten üben
ſie Beeinfluſſungen bei den Wahlen zu den Kreistagen aus.
Der Landrat in Pleß hat den Gemeinden Repreſſalien ange-
droht, bei denen anläßlich der letzten Landtagswahlen gegen
ihn geſtimmt wurde. (Hört, hört! links u. i. Zentr.) Einen
Rittergutsbeſitzer im Kreiſe Liſſa hat der Landrat aufgefordert,
alle ſeine Ehrenämter niederzulegen, da er den Kandidaten des
Zentrums und der Polen gewählt habe. (Lautes Hört, hört!
i. Zentr.) Die Landräte ſollten ſich aller politiſchen Betätigung
enthalten. Beifall links u. i. Zentr.)

Abg. Dr. Seyda (Pole): Der wahre Zweck der 98
mationskarten iſt der, Streikbrecher zu gewinnen. (Sehr
richtig! links) Man macht ſich dieſe Arbeiter mit der An-
drohung der Ausweiſung gefügig. Klage führen müſſen meine
Landsleute über die zahlloſen Wahlbeeinfluſſungen polniſcher
Wähler durch die Landräte und durch die jetzige Wahlkreis-
geometrie, die gerade darauf angelegt iſt, die Polen zu
ſchädigen. (Sehr richtigl! b. d. Pol.) Der Miniſter hat geſtern
beſtrikten, daß Polizeiſpitzel Provokationen vornehmen. ch
kann beweiſen, daß

Beamte der politiſchen Polizei Provokationen
nicht nur unter ſtillſchweigender Duldung ihrer vorgeſetzten
Behörde vorgenommen haben, ſondern auf ausdrückliche. An-
ordnung derſelben. (Lebh. Hört, hört! b. d. Pol. und
Soz.) r einem Prozeſſe in Zabrze iſt durch Zeugenaus-
ſagen feſtgeſtellt worden, daß ein Spitzel Pieconke
den Polen zuerſt volniſche Adler geborgt hat und daß er dann
der Staatsanwaltſchaft Anzeige davon gemacht hat, daßdieſer Verein nationalpolniſche Ziele verfolge. (Lebh. Hört,

hört! b. d. Polen u. Soz.) Die Staatsanwaltſchaft hat auch
Anklage erhoben und es ſind hohe Gefängnisſtrafen verhängt
worden. (Lebh. Hört, hört! b. d. Soz. u. Polen.) Jn einem
andern n Vereinsmitglieder beſtraft worden, weil ſie
ſtaatsgefährliche Lieder geſungen haben. Woher hatte aber
dieſer Verein dieſe Lieder

Von demſelben Spitzel Pieconke!
Lebh. Hört, hört! b. d. Soz. u. Polen.) Weiter hat der Land-
rat im Kreiſe Zabrze die Amtsvorſtände angewieſen, bei den
Wirten dahin zu wirken, daß ſie den Lokalvereinen ihre Säle
entziehen. (Hört, hört! b. d. Soz. u. Polen.) So treiben die
Landräte neben der politiſchen Beeinfluſſung auch noch Saal-
abtreibungen. Kommt es zu einem Prozeß, dann wird den
Polizeikommiſſaren die Genehmigung zur Ausſage verweigert.
(Abg. Hoffmann ruft: Ganz wie bei uns! Heiterkeit.)
Welche Stellung nimmt der Miniſter zu dieſen akten-
mäßigen Tatſachen ein? Hält er ſeine Behauptung auf-
recht, daß die Spitzel „nicht provozieren“? Der Miniſter hat
geſtern die Polizeiſpitzel verteidigt und iſt damit ſogar weiter
gegangen, wie die Redner der Rechten. Dieſe haben geſagt, ſie
verdammten zwar das Polizeiſpitzelweſen, aber ſie plädierten
für mildernde Umſtände. Heiterkeit und Sehr gutl links.)
Der Grundſatz aber, den der Miniſter proklamiert hat, lautet:

Der Zweck heiligt die Mittel!
(Unruhe rechts. Sehr richtig! b. d. Polen u. Soz.) Nach der
geſtrigen Rede des Miniſters brauchen wir uns nicht zu wun-
dern, wenn das Spitzeltum ſich künftig noch viel mehr bei uns
breit macht als bisher. (Sehr richtigl b. d. Soz. und Polen.)
Bei uns handelt es ſich nicht einmal um öffentliche Umzüge,
ſondern um Vereine, die prid angemeldet ſind und zu
denen die Polizei Zutritt hat. Wenn trotzdem eine Beſpitzelung
dieſer Vereine erfolgt, ſo iſt das

unerhört, unanſtändig und ehrlos!
(Stürmiſcher Beifall b. d. Polen u. Soz.) Jch lege Wert auf
das Wort „ehrlos“, weil die Beamten, die ſich zu dieſen
Spitzeleien hergeben, hohe militäriſche Chargen be-
kleiden Jch weiß nicht, wie ihre Handlungsweiſe ſich mit
dem Begriff von Offiziersehre verträgt. (Sehr gut! b. d. Soz.
u. Polen.) Der Miniſter hat geſtern erklärt, wenn ihm Provo-
kationen bekannt würden, würde er mit den ſchärfſten Mitteln
gegen die betreffenden Beamten einſchreiten. (Hört, hört! b. d.
Soz. u. Polen.) Iſt der Miniſter bereit, das nunmehr zu tun,
nachdem ich ihm die Namen der betreffenden Beamten genannt
habe? Wir können nicht Vertrauen zu ſolchen Beamten haben,
die in dieſer Weiſe uns beſpitzeln. (Sehr richtigl! b. d. Soz.
u. Polen.) Wenn nicht bald Beſſerung eintritt, dann ſind wir
auf dem beſten Wege zu Verhältniſſen, wie ſie unter Ver-
urteilung aller Parteien in Rußland beſtehen. (Lebh. Beifall
b. d. Polen u. Soz.)

Unterſtaatsſekretär Holtz: Die Sokolvereine arbeiten auf
die Wiedererrichtung des polniſchen Königreichs hin. Das iſt
offen in Feſtreden auf Sokoltagungen zum Ausdruck gebracht
worden. (Hört, hört! rechts.) Wenn wir zu ſchbarfen polizei-
lichen Maßnahmen greifen müſſen, ſo ſind diejenigen ſchuld
daran, die in unſer gutes loyales Oberſchleſien polniſche
Aſpirationen hineingetragen haben. (Sehr richtigl! rechts.
Die Verantwortung fällt auf die zurück, die unſere alten guten
preußiſchen Traditionen, die in Oberſchleſien in Geltung waren,
beſeitigen wollen. (Stürmiſcher Beifall rechts. Unruhe im
Zentr. Lachen b. d. Polen.)

Abg. Dr. Becker-Siegburg (Zentr.) beklagt ſich über den
Luxus, der mit den Kreishäuſern getrieben wird.

Vizepräſident Dr. Der Abg. Dr. Sehda hat ganz
ausdrücklich mit Bezug auf die Polizei in Oberſchleſien geſagt,
ihre Handlungsweiſe ſei unmoraliſch, unanſtändig und ehrlos.
Das iſt durchaus unzuläſſig und ich rufe Dr. Sehda deswegen
zur Ordnung. (Bravol rechts.)Abg. Dr. well Eſſen (Zentr.) Was die Abgg. Fiſchbeck
und von Pachnicke (Zuruf links: Pachnicke; Zuruf i. Zentr.:
„von“ kommt nochl Heiterkeit) geſtern an Material über Ein-
griffe der Landräte in die kommunale Selbſtverwaltung vorge-
tragen haben, iſt von der Regierung bisher nicht widerlegt
worden. (Sehr richtig! links.) Nicht nur gegen die Polen,
ſondern auch gegen die Anhänger des Zentrums gehen die Land
räte mit Schikanierungen vor. Das halten wir gerade in den
gegenwärtigen Zeiten für bedenklich, wo die Zentrumspartei
mit Erfolg bemüht iſt, durch eine vermittelnde Tätigkeit den
Grundſatz der ausgleichenden Gerechtigkeit und der Verſöhnung
der Gegenſätze zur Durchführung zu bringen. (Lebh. Beifall
i. Zentr.)

Abg. Borgmann (Soz.)
Als das Reichsvereinsgeſetz verabſchiedet wurde, haben wir

ſofort die Befürchtung ausgeſprochen, daß es die niederträch-
tigen Schikanen der Polizei nicht aufheben würde. Wir haben
Recht behalten, und diejenigen, die auf einem anderen Stand-
punkt ſtanden, hatten ihre Rechnung ohne die Landräte gemacht.

(Sehr richtigl links.) JPräſident v. Kröcher: Sie verfallen in die allgemeine
Debatte. Hier iſt nur von den Landräten die Rede, Sie können
hier von dem ſprechen, was die Landräte etwa verbrochen haben

unter freiem Himmel

20. Jahrg.

oder daß ſie mehr Gehalt haben ſollen. (Erneute
eiterkeit.Abg. Sorgmann (Soz.): Der ß 7 des neuen Vereinsgeſetzes

eſtattet Verſammlungen unter freiem Himmel nach vorherigerKumelduag, Nun iſt einem Amtsvorſteher am 12. Auguſt eine
Anzeige überreicht worden, und am 10. erfolgte folgende

ntwort: „Jhrem Antrage vom 12. ds. kann nicht entſprochen
werden, da durch die Abhaltung der geplanten öffentlichen Ver
ammlung Gefahren für die Fſenge e Sicherheit zu befürchten
ind.“ (Hört, hört! b. d. Soz.) Der Geſuchsſteller wandte ſich

an den Landrat, und der Landrat lehnte die Beſchwerde mit
denſelben Gründen ab. (Hört, hört! b. d. Soz.) Dabei ſchreibt
das reineagre vor, daß Verſammlungen unter freiem
Himmel nur verboten werden können, wenn beſtimmte Gründe
vorliegen. Wie in einem Dorfe durch eine Verſammlung unter
freiem Himmel die öffentliche Sicherheit gefährdet werden kann,
et ich nicht. richtigl b. d. Soz.) Es gibt in dem betreffenden Dorf kein Lokal für unſere Partei aber es gibt eine

große Dorfaue, auf der kurz vorher ohne jede Störung einFrobes Sängerfeſt ſtattgefunden hatte.

Den Sozialdemokraten aber wurde die Dorfaue verweigert
(Hört, hört! b. d. Soz.), und zwar geſchah das mit der Be-
gründung, daß infolge der Spannung zwiſchen den Nationalen
und den Sozialdemokraten, die in letzter Zeit ſich verſchärft
hätte, Reibungen und Störungen zu erwarten ſeien. (Hörthört! b. d. Soz.) Das geſchah trotzdem das Sängerfeſt ganz

ruhig verlaufen war. Es ſcheint uns, als ob die Behörde be-
fürchtet hat, daß die Nationalen die ſozialdemokratiſche Ver
ſammlun überrumpeln würden. Heiterkeit u. Zuſtimmung
b. d. Soz.) Soweit ich die Bevölkerung kenne, kann auch in den
national geſinnten Kreiſen davon keine Rede ſein, daß ein
ſolcher Ueberfall geplant war. Jch muß die nationale Bevölke-
rung gegen per mr der Behörde in Schutz nehmen.
(Sehr gut! b. d. Soz.) Es handelt ſich bei den Uebergriffen,
die ich vorgetragen habe, um den Landrat Ernſt v. d. Oſten,
Mitglied dieſes Hauſes. u hört! b. d. Soz.) Wenn ein
Geſetzgeber ſich in dieſer Weiſe Verſtöße zuſchulden
kommen läßt, dann das ſehr beklagenswert. Den Landrat
in Königsberg i. N. klage ich ferner an, daß er die Beſtimmun-
98 der Landgemeindeordnung nicht zur Ausführung bringt.
Hört, hört! b. d. Soz.) Das bedeutet

eine Rechtlosmachung unſerer Partei.
Der Miniſter ſollte dafür ſorgen, daß ſeine Verfügungen

und das Vereinsgeſetz von den Landräten durchgeführt wer-
den. Es gibt unter den Landräten auch einſichtige Männer,
die das Vereinsgeſetz loyal handhaben. So den Landrat des
Kreiſes Hirſchberg. Aber da kommen dann die Junker und
m und üben ihre Macht auf dieſe Landräte
aus. Nur ſo iſt es zu verſtehen, wenn der Landrat des
Kreiſes Neuſtadt a. O., der auf dem Standpunkt des Hirſch-
berger Landrats ſtand, ſpäter gewerkſchaftliche Verſammlungen
zu „politiſchen“ Verſammlangen ſtempelte. Das iſt eine Poli-
tik der Nadelſtiche, und diejenigen haben Recht behalten, die
befürchteten, daß dieſe Politik der Nadelſtiche durch das neue
Vereinsgeſetz nicht beſeitigt werden würde. Verſammlungen

werden, entgegen den klaren Beſtim-
mungen des Geſetzes, mit Behauptungen, die aus der
Luft gegriffen werden verboten. Das beweiſt, daß

mit zweierlei Maß gemeſſen wird.
(Sehr richtig! bei den Soz.) Unter ſolchen Umſtänden brau-
t Fie ſich nicht zu wundern, wenn die breiten Maſſen des
Volkes

Präſident v. Kröcher: Sie
Landräte ſprechen. (Heiterkeit.)

Abg. Borgmann (Soz.): Gewiß werden die breiten
Maſſen des Volkes durch dieſes Betragen der Landräte zu
der Ueberzeugung kommen, daß ſie nicht gerecht behandelt wer-

wollten doch nur über die

den. (Lachen rechts; Sehr gut! links.) Es iſt alles beim
Alten geblieben. Die Saalabtreibungen und Vernichtungen
von Exiſtenzen werden in derſelben Weiſe fortgeſetzt. Jch
könnte hier ſtundenlang Fälle vortragen; ich glaube nicht, daß
ſie befruchtend auf Sie (nach rechts) wirken werden. Sehr
richtig! rechts.) Sie wollen natürlich Jhre Macht ſtabi-
liſieren. Sie wiſſen, daß, wenn das Vereinsgeſetz loyal
durchgeführt würde wie in Süddeutſchland, es mit Jhrer
Macht vorbei wäre. Aber Sie ſich dann auch nicht
zu wundern, wenn die Maſſen, die fortgeſetzt geſetzlos behan-delt werden, ſich ſagen: wir pfeifen 43 die Bor-
ſſchriften, die J ſelbſt nicht haltet. Sehrrichtig! bei den Soz.) er Miniſter ſollte im Intereſſe ſeiner
Autorität dafür ſorgen, daß ſich die Landräte nach ſeinen Ver-
fügungen richten. Jch würde mich keine Minute auf einemMiniſterſeſſel wohl Fühlen, wenn meinen Anordnungen niche

nachgekommen würde. Lachen rechts; Beifall b. d. Soz.)
Abg. v. d. Oſten (konſ.): Der angegrifſene Landrat bin
ich. (Heiterkeit.) Jch habe ſofort verfügt, daß die Beſtim
mungen des neuen n in loyalſter Weiſe durchſten ſeien. (Gr. Heiterkeit bei den Soz.) Unſere An-
chauungen über die Loyalität ſind allerdings verſchieden, ich
halte es für loyal, einen Eid, den ich dem Könige geleiſtet
habe, auch zu halten. (Abg. offmann: Das war ſehr
ſchön geſagt Heiterkeit.) Wie liegen nun die Dinge inmeinem Bezirk Zwiſchen den beiden Bevöltkerungellaſſen
herrſcht eine ſtarke Spannung. (Rufe: Gott ſei Dank! rechts.
Liebenswürdig und amön wie die Sozialdemokraten ſind, ar-
beiten ſie dort unter Führung des Abg. Borgmann. An
demſelben Tage, an dem ein großer Sängerumzug dort ſtatt-
finden ſollte, wollten die Sozialdemokraten auch einen Umzug
halten. Da bekomme ich als Landrat einen Notſchrei aus
der Gemeinde, es würde rettungslos zur Schlägerei kommen
(Heiterkeit rechts), die ganze Sache ſei nur provoziert. Lebh
Widerſpruch bei den Soz.) Als erſter Beamter des Kreiſes
habe ich es da allerdings für meine Pflicht gehalten, die
öffentliche Ordnung dadurch zu ſichern, daß ich den Amtsvor
ſteher angewieſen habe, den Umzug nicht zu dulden.
(Hört, hort! bei den Soz.) Andererſeits habe ich auch ange-
wieſen, Umzüge, die mit denen anderer Parteien nicht kolli-
dieren, nicht das geringſte Hindernis zu bereiten. Die So-
ialdemokraten haben verſucht, in der Ortſchaft Güſtewieſe eine
aſtwirtſchaft zu bekommen. Präſident v. Kröcher: Das

doch nicht hierhern! Das Oberverwaltungsgericht hat
ich der Anſicht des Kreisausſchuſſes, daß kein Bedürfnis vor-
läge, angeſchloſſen. Trotzdem hat ſich Herr Borgmann mit
ſeinem ganzen Anhang ſoundſoviel Strafmandate wegen Ver-
ſtoßes gegen die Schankkonzeſſion zugezogen. (Zurufe bei den
Soz.) Das iſt die berühmte Geſetzmäßigkeit der Sozialdemo-kraten! (Als der Redner die Tribüne ſinabſteigt, nickte ihm
Miniſter v. Moltkke rm vlig zw.

Miniſter des Jnnern v. Moltke: Die allgemeinen An-
W gegen die Landräte weiſe ich mit Entſchiedenheit zurück.
Beifall rechts.) Die Landräte haben Anerkennendes für die

preußiſche Monarchie geleiſtet.
(Lauter Beifall rechts.)

Abg. Freiherr v. Zedlitz (freikonſ.): Die Polen ſchreien
wie die Sozialdemokraten immer über Gewalt. Wenn die
Zentrumsmänner polniſche Kandidaten unterſtützen, dann dür-
fen ſie ſich nicht wundern, wenn die Regierung gegen ſie vor-
geht. (Stürm. Beifall links. Lärm im Zentr.) Gewiß, die
Unabhängigkeit der Beamten ſoll hochgehalten werden. Aber
die Beamten müſſen auf dem Boden des Staates ſtehen.

Wir können auf ſie ſtolz ſein

(Stürm. Beifall rechts. Wer veutſche Katholiken zur Wahl
eines Polen veranlaſſen will, iſt ein Verräter an der deutſchen
Sache, ein Landesverräter. (Stürm. Beifall rechts. Lang-
anhaltender Lärm im Zentr.) Mit ſolchen Verrätern an der
deutſchen Sache darf niemand gemeinſame Sache machen.
r n rechts und bei den Natlib. Großer Lärm
m Zentr.
Abg. Graf Praſchma ((Zentr.): Wir verbitten uns auf

das entſchiedenſte, daß Freiherr v. Zedlitz hier vorgibt, im
Namen der Deutſchen zu ſprechen. ir fühlen uns auch als
Deutſche. (Stürm. Beifall im Zentr.)

Damit ſchließt die Debatte.
Abg. Borg mann (Soz.) perſönlich: Der Abg. von der

Oſten hat geſagt, das Sängerfeſt und unſere Verſammlung
hätten an ein und demſelben Tage ſtattfinden ſollen.

Das iſt nicht wahr!
Das Sängerfeſt war vier Wochen r Der Abg. v. d.Oſten hat weiter geſagt, ich ſei beſtraft worden. Auch daran

iſt kein Wort wahr! (Hört, hört! bei den Soz.)
Abg. v. d. Oſten (Ekonſ., perſönlich)y: Nicht Herr Borg-

mann, aber ſeine Hintermänner ſind wegen Uebertretung des
Vereinsgeſetzes beſtraft worden. (Lachen b. d. Soz.)Schluß 4 Uhr.

Deutſcher Reichstag.
217. Sitzung. Dienstag, den 2. März, nachmittags 2 Uhr.

Der Etat für die
Schutzgebiete und das Kolonialamt

wird weiterberaten, beginnend mit dem Etat des Schutz
gebiets Kamerun.

Abg. Dr. Goller (Freiſ. Volksp.): Jm Norden von
Kamerun ſollte man zugunſten der Chriſtianiſierung dem Mo-
hammedanismus nicht zu feindlich entgegentreren. Das könnte
zu ſchlimmeren Verwickelungen fuhren, als in Oſtafrika. Die
Entwickelung der Eiſenbahnen und des Verkehrs in Kamerun
erfullt uns mit Genugtuung. Zum Schluß mochte ich mich
eines armen Verwandlen annehmen, der in Nordweſt-Kamerun
hauſt: Des Gorilla. (Heiterkeit.) Man ſollte ihn vor der Ver
nichtung bewahren. (Bravo! bei den Freiſ.)

Aog. Erzberger (Zentr.): Jn die verwandtſchaftlichen
Beziehungen des Abg. Goller will ich mich nicht einmiſchen.
Nach dieſer Verwandiſchaft habe ich keine Sehnſucht. (Sehr
richtig! im Zentr.) Dagegen, daß die Kolonialpolitik nur in
nationalen Jntereſſen, nicht auch in chriſtlichen geführt wird,
proteſtieren wir. (Lebh. Zuſtimmung im Zentr.)

Der Etat für Kamerun wird bewilligt, nachdem
Staatsſekretär Dernburg bezüglich des Gorilla möglichſte
Schonung zugeſagt hat. Es folgt der Etat für Logo,
beginnend beim Kapitel: Zivilverwaltung.

Abg. Ledebour (Soz.): Der Reichstag hat im vorigen
Jahr den Reichskanzler in einer Reſolution erſucht, Anord-
nungen zu treffen, durch welche die im Schutzgebier Oſtafrika
für den Betriebszwang der Plantagenländereien gültigen Be-
ſtimmungen auch für Togo ſinngemaß in Kraft geſetzt werden.
Dieſe Reſolution war notwendig, weil Spekulanten in keines-
wegs einwandfreier Weiſe einen großen Teil des Togolandes
von den Eingeborenen „übernommen“ hatten und die Gefahr
beſtand, daß dieſe Ländereien zum Teile aus Spekulations-
gründen brach liegen bleiben würden. Jch frage die Kolonialverwaltung, weiſe Maßnahmen im Sinne dieſer Reſolution
ergriffen ſind.

Staatsſekretär Dernburg Eine zu dem Zwecke der
Feſtſtellung ernannte Kommiſſion hat konſtatiert, daß die Ein-
geborenen im allgemeinen hinreichend Land haben. Sie hat
weiter feſtgeſtellt, daß die Togogeſellſchaft zu weiteren Land-
abtretungen verpflichtet iſt. Die Geſellſchaft hat aber hiergegen
den Weg der Klage beſchritten. Bezüglich der Reſolution iſt
eine Verordnung erlaſſen, wonach in Togo der Verkauf von
Kronland nur mit Genehmigung des Gouverneurs erfolgen
darf. Dadurch ſoll das Land der Spekulation entzogen und
der Bebauung zugeführt werden.

Abg. Ledebour (Soz.): Die Zurücknahme von Kron-
land, daß an die Togogeſellſchaft für ein Butterbrot verkauft
iſt, darf nicht dazu führen, daß etwa auch von den Einge-
borenen Land zurückgenommen wird. Es wird ja ſchwierig
ſein, das Kronland und das den Eingeborenen zuſtehende
Stammesland immer zu unterſcheiden. Es wäre alſo gerecht,
die Eingeborenen im Beſitze ihres Landes ohne weitere Unter
ſuchung zu belaſſen. (Der Staatsſekretär nickt zuſtimmend).
Die vom Staatsſekretär erwähnte Verordnung deckt ſich nicht
mit dem Zweck der vorjährigen Reſolution. Es müßte viel-
mehr nicht nur Kronland, ſondern auch das im Beſitz der
Togogeſellſchaft bereits befindliche Land dem Betriebszwang
unterworfen ſein. (Sehr richtig! bei den Soz.)

Staatsſekretär Dernburg: Der frühere Verkauf hat
unter beſtimmten Bedingungen ſtattgefunden. Man könnte
dieſe Rechte jetzt nicht ohne Entſchädigung einſchränken. (Zu-
ſtimmu g rechts.) Herr Ledebour vertritt nur den Stand-
punkt ſeiner Partei.

Abg. Ledebour (Soz.): Mit meinen Ausführungen ver-
trete ich den Standpunkt der Mehrheit des Reichstags, was
allerdings ſelten vorkommt. Den Polen gegenüber hat man
eine Beſchränkung erworbener Beſitzrechte für möglich gehalten.
Am Togo aber iſt es ganz was anderes. (Sehr richtig! bei
den Soz.) Das zeigt wieder einmal, wie elaſtiſch die Grund-
ſätze der Herren von der Regierung ſind. (Sehr richtig! bei
den Soz.)

Das Kapitel wird bewilligt.
Togo wird debatielos bewilligt.

Es folgt der Etat für Südweſtafrika.
Beim Titel „Gouverneur“ bemerkt
Abg. Dr. Semler (natl.), die deutſchen Behörden hätten

alles getan, um mit den Hereros und Hottentotten auszukom-
men. Die Schuld am Aufſtand träfe nicht ſie. Der koloniale
Bahnbau dürfe nicht von kleinlichen Rentabilitätsrechnungen
abhängig gemacht werden. Zuſtimmung bei den Natl.) Red-
ner bemängelt die koloniale Rechtspflege und verlangt, daß
dem Reich aus den Diamantfeldern angemeſſene Einkünfte ge-
ſichert werden müßten. (Bravo! bei den Natl.)

Staatsſekretär Dern burg verteidigt ſich gegen den Vor-
wurf, im Betreiben des kolonialen Bahnbaues läſſig zu ſein.Jn der Aera der Reichsfinanznot müſſe er aber auf Renta-
bilität achten und die Sachen an ſich herankommen laſſen, an-
ſtatt zu überhaſten. (Sehr richtig!)

Eine Kritik der Kriegsführung des Generals Trotha lag
mir fern. Jch bin darin auch nicht ſachverſtändig. Die Lei-ſtungen unſerer Truppen ſtehen aber für mich über allem
Zweifel. Trotzdem muß man zugeben, daß Kolonialkriege
ſtets ein Unglück für die Kolonien ſind, da ſie weder kriege-
riſche Ehren, noch ethiſche Werte bringen. Jn der kolonialen
Rechtspflege ſind gewiß Mängel, aber was die vom Vorred-
ner beklagte Ueberflutung der dortigen Gerichte anbelangt, ſo
ſind daran nicht die Gerichte ſchuld, ſondern diejenigen, die
ſie in Anſpruch nehmen. Das Jdeal wäre ein höchſter Ge-
richtshof für die Kolonien. Herr Semler wünſchte auch eine
Sicherung des Gewinnes an den Diamantenfunden. Er
meint, das liegt im ſozialen Jntereſſe. Ein Einariff in Be
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re erſcheint mir aber nicht ſozial, ſondern ſchon mehr
i (Lachen b. d. Soz. Bravo! rechts.

Abg. Erzberger (Zentr.): Die vom Gouverneur von
Schuckmann für Südweſtafrika erlaſſene V e iſt vom
Geiſte der a en getragen und ein ſtaatsmänniſches
Dokument erſten Ranges. Die dortige weiße Bevölkerung geht
der Heimat mit ſchönem Beiſpiel voran, indem ſie ſich bereit
erklärt, Steuern zu zahlen. (Heiterkeit.) Jm Gegenſatz zu
der Sozialdemokratie ſind wir damit einverſtanden, daß die
Schwarzen kein Wahlrecht haben. Jhre Jntereſſen werden
durch einen für ſie ernannten Kommiſſar zweckmäßiger ge-
wahrt. Widerſpruch bei den Soz.) Die Gemeinden müſſen
ſelbſtändige Steuern haben, vor allem ſollte überall die Wert
zuwachsſteuer eingeführt werden.

Deutſch-Südweſtafrika hat aber noch immer unter den Land-
geſellſchaften zu leiden. Die Landkommiſſion ſollte nicht nur
beraten, ſondern auch dem Reichstag Berichte erſtatten. Die
deutſche Kolonialgeſellſchaft hat es dort verſtanden, alle Laſten
von ſich abzuwälzen, alle Rechte aber zu behalten. Leider iſtdas Bergareal faſt ganz in Händen von Geſellſchaften. Dieſe

werden immer übermütiger. So erklärte die deutſche Kolonial
eſellſchaft auf einen Erlaß des Bezirksamtmanns: wir pfeifen
arauf. (Hört, hört!) Der wundeſte Dann in den Kolo-

nien, vor allem in Südweſt, iſt die Juſtiz. England hat
keine Mittel geſcheut, um in ſeinen Kolonien eine gute Rechts-
pflege einzuführen. Das ſollten wir uns zum Muſter nehmen.
Wir haben in den Schutzgebieten nur Konſulargerichtsbarkeit.
Wenn deren einzelnen Beſtimmungen bekannt wären, ſo hätte
ſich hier im Reichstag längſt lebhafter Widerſpruch geltend ge-
macht. Die Rechtspflege gegenüber den Weißen läßt ſchon
viel zu wünſchen übrig, den Schwarzen gegenüber liegt ſie
aber vollends im argen. (Sehr wahr! im Zentr. und bei den
Soz.) Da verbietet z. B. ein Bezirksamt kurzerhand ſchwar-
zen Angeklagten die Zuziehung eines Rechtsanwalts. (Hort,
hört!) Und das ſüdweſtafrikaniſche Gouvernement verbietet die
Ehe zwiſchen Weißen und Miſchlingen. Das iſt weder mit
dem Bürgerlichen Geſetzbuch, noch mit der kirchlichen Anſchau-
ung in Einklang zu bringen. Auch in den Kolonien muß der
Grundſatz befolgt werden: Justitia fundamentum regnorum
(Gerechtigkeit iſt die Grundlage der Herrſchaft). (Lebh. Bei-
all im Zentr.)f Gonbernene v. Schuckmann: Wir ſind alle ſterbliche
unvollkommene Chriſtenmenſchen. Die Hottentotten haben eine
Strafprozeßordnung, die manchen Vorzug, namentlich den der
Kürze, vor der deutſchen hat. (Schallende Heiterkeit.) Die
guten Ratſchläge des Herrn Erzberger werde ich den Kom-
munen zur Prüfung üherweiſen. Die Ehen zwiſchen Weißen
und Farbigen zu verbieten, habe ich mich nicht vermeſſen. Sie
werden nur nicht mehr eingetragen. Das war der Wunſch
der ganzen weißen Bevölkerung. Es werden jetzt ſehr viele
Ehen zwiſchen Weißen geſchloſſen und wir bekommen ein ſehr
hübſches nettes Material. (Schallende Heiterkeit.) Die bedeu-
tenden organiſatoriſchen Fähigkeiten, welche Herr Noske zu
beſitzen ſcheint, möchte ich gern in Südweſtafrikg verwenden.
(Große Heiterkeit.) Jch bitte Herrn Noske, mich nach dort
zu begleiten. (Erneute Heiterkeit.) Er kann zunächſt einmal
die hier entwickelten Anſichten im Bürgerverein von Swakop-
mund vortragen. Für gute Aufnahme kann ich allerdings
nicht einſtehen. (Schall. Heiterkeit und Lebh. Beifall rechts.)

ach weiteren Bemerkungen des Abg. Ablaß über Juſtiz-
mängel in den Kolonien und einer Erwiderung des Staats
ſekretärs wird die Weiterberatung auf Mittwoch 2 Uhr ver-
tagt. Schluß 624 Uhr.

Gewerkſchaftliches.
Wenn die Unternehmer Tarifverträge kündigen!

Der Unternehmerverband für Binnenſchiffahrtsgewerbe hat
zum 1. April den mit dem Zentralverband der Maſchiniſten und
Heizer beſtehenden Tarifvertrag gekündigt. Es iſt dies ge
ſchehen auf Veranlaſſung der Vereinigten Elbſchiffahrtgeſell-
ſchaften, die eine Abänderung der bisherigen Beſtimmungen
herbeiführen wollen und zwar die Umwandlung des Wochen-
lohnes in Monatslohn und eine Reduzierung des Ueber-
ſtundenlohnes.

Hoffentlich vereiteln die Arbeiter den ſauberen Plan der
Herren, aus der wirtſchaftlichen Kriſe und der Notlage der
Arbeiter auch noch Kapital herauszuſchlagen!

Tabakarbeiterſtreik.
Jn der Zigarrenfabrik von Gebr. Jedicke in Dresden iſt

wegen Maßregelung eines Mitgliedes des Arbeiter- Ausſchuſſes
ein Streik ausgebrochen; es kommen ungefähr 100 Arbeiter und
Arbeiterinnen in Betracht. Es wird gebeten, Zuzug fernzu-
halten.

Das Koalitionsrecht der Schutzleute.
Wie ſeinerzeit berichtet, nahm das Nürnberger Ge-

meindekollegium einen Antrag der Sozialdemokratie an, worin

i wurde, den Schutzleuten uneingeſchränktes
zu gewähren, und enſtehende Beſchlüſſe

aufzuheben. Der Antrag war dadurch veranlaßt, daß der
Magiſtrat den Schutzleuten die Zugehörigkeit zu einem früher
beſtandenen Schutzm vereine verboten hatte, als der Ver-
ein ſich einem bayeriſchen Landesverbande anſchließen und wirt-
ſchaftliche Fragen erörtern wollte. Auf den Antrag der Sozial
demokraten hin hat der Magiſtrat endlich ſeinen ablehnenden
Standpunkt aufgegeben. Dem ſtädtiſchen Bedienſteten-Ausſchuß
wurde eröffnet, daß der Gründung eines Vereins der Schutz
leute nunmehr nichts mehr im Wege ſtände.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., 3. März 1909.

Die Herrſchaft des Winters
iſt noch ungebrochen. Die Nächte bringen eine für die Jahres-
zeit ſehr beträchtliche Kälte. Geſtern und heute haben den
ſtärkſten Schneefall des ganzen Winters zu verzeichnen, der noch
immer andauert. Geradezu unglaubliche Mengen Schnee ſind
niedergegangen, trotzdem die weißen Flocken nur ſtaubartig fein
umherſchwirren. Dazu erhob ſich geſtern nachmittag ein kräf-
tiger Wind, der die weißen Maſſen an verſchiedenen Stellen zu
Hügeln zuſammentrug. Das ſtädtiſche Kehrinſtitut arbeitet mit
aller Macht, um wenigſtens an den lebhafteſten Verkehrspunkten
den Schnee wegzuſchaffen. Wie uns ſcheint, fehlt es an Werk-
zeug, um eine genügende Zahl Arbeitsloſer als Hilfskräfte an-
ſtellen zu können, wenigſtens war geſtern und heute früh von
der Tätigkeit ſolcher noch nicht allzuviel zu bemerken. Und doch
ſollte man den erwerbsloſen Arbeitern wenigſtens jetzt einigen
Verdienſt zukommen laſſen. Nicht nur in ihrem Jntereſſe
ſondern auch zum Nutzen des Verkehrs. Die elektriſchen
Straßenbahnen und der Wagenverkehr haben beſonders ſchwer
zu leiden, in den Außenbezirken können ſich aber auch Fuß-
gänger kaum durchkämpfen. Wenn jetzt plötzlich Tauwetter ein
treten würde, ſtänden wir ſicher einer noch ſchwereren Hoch-
waſſerkataſtrophe wie der im vorigen Monat gegenüber.

Und doch iſt's des Elends ſchon mehr als genug. Die an-
haltende Kälte beeinträchtigt das Erwerbsleben aufs empfind-
lichſte. Die Bautätigkeit ruht vollſtändig, die Ausſchachtungs-
arbeiten rücken nicht voran, da Schnee, Eis und hartgefrorenes
Erdreich die Arbeit erſchweren.

Die arme Bevölkerung bekommt die Folgen bitter zu ſpüren.
Die paar Kohlen, die man im Herbſt hat einkaufen können, ſind
längſt verbraucht. Pfundweiſe wird nun das Brennmaterial
herangeholt. Nicht ſelten reicht es aber nicht einmal mehr zu
einem warmen Ofen. Frierend ſitzen Eltern und Kinder zu
ſammen im Stübchen. Glücklich derjenige, der ſeinen Kindern
noch Brot reichen kann, wenn es auch nicht mehr ganz zum
Satteſſen reicht

Die Gewerkſchaften haben in dieſer Zeit der bitteren Not
Großes geleiſtet. Uebermenſchliches faſt. Millionen über
Millionen ſind zur Unterſtützung Erwerbsloſer verausgabt wor-
den. Nicht Almoſen ſind es, die die Organiſation dem Berufs-
kollegen reicht. Nichts Entwürdigendes klebt an den Unter-
ſtützungen. Es iſt die Hilfe, die der Arbeitsbruder pflichtgemäß
dem Arbeitsbruder zuteil werden läßt. Der Arme der Armen.

Es iſt unmöglich, daß die Arbeiterorganiſationen aller Not
ſteuert, die Schäden der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung reſt-
los tilgt. Sie könnte aber noch weit mehr leiſten als jetzt, wenn
endlich jeder, auch der letzte Arbeiter ſeiner Berufsorganiſation
wie der Arbeiterpartei angehören würde.

Das Fernbleiben eines Arbeiters von dieſen beiden Arbeiter-
heeren iſt in heutiger Zeit nicht nur eine Nachläſſigkeit, ſondern
geradezu eine Gewiſſenloſigkeit. Die bittere Not der Gegen-
wart ſollte doch wenigſtens den Arbeitern belehren, der für
Weib und Kind zu ſorgen hat und nun heute ohne Mittel, ohne
Erwerb, ohne Unterſtützung und Hoffnung daſteht. Er erfährt
es jetzt am eignen Leibe, was es heißt, der bürgerlichen Geſell
ſchaft zu vertrauen, ihren Freundſchaftsbeteuerungen zu glau-
ben und ſich den Klaſſengenoſſen feindlich oder kalt gegenüber-
zuſtellen.

Die herrſchenden Klaſſen, ſtatt die Milderung des Elends
energiſch zu betreiben, ſinnen nun darauf, wie ſie die neuen
ungeheuren Steuerlaſten, 500 Millionen Mark, der großen
Maſſe des arbeitenden Volkes allein aufbürden können. Neue
Laſten zu den alten! Warum auch nicht? Das Volk iſt ja ſo
geduldig!

Wie lange noch? Wann wird es aufhören in demütiger Er-
gebung zu den „höheren Schichten“ und deren Wohlleben aufzu-

blicken, als müßte das ſo ſein Wann wird es die prophetiſche
Mahnung des Dichters beherzigen:

Deiner Dränger Schar erblaßt,
Wenn du, müde deiner Laſt,
Jn die Ecke lehnſt den Pflug,
Wenn du rufſt: es iſt genug!

Etwas vom Geiſte der Polizei.
Trotzdem die Verhängung der Schaufenſter während des Gottes-

dienſtes nach der neuen Oberpräſidialverordnung nicht mehr nötig
iſt, ſchritten am Sonntag Polizeibeamte gegen diejenigen Geſchäfts
leute ein, welche ſich nicht mehr dazu bequemten, ihre Schaufenſter
zur Verſchönerung des Sonntags zu bedecken. An „amtlicher
Stelle“ war nämlich noch nichts von der Verordnung bekannt und
derowegen fühlten ſich die „amtlichen Organe“ verpflichtet, die
Renitenz der Geſchäftsleute zur Anzeige zu bringen. Das iſt
natürlich höchſt un.ütz, denn Strafmandate würden bei gericht-
licher Entſcheidung nicht anerkannt werden, da dann eben die neue
Verordnung ſchon „amtlich“ bekannt ſein wird. So hat die ganze
Aktion weiter keinen Erfolg, als daß man auch in Bürgerkreiſen
mal wieder den Eifer der Polizei bewundern wird. Uns
kann's recht ſein!

Die größte Profitquetſche von Halle
iſt bekanntlich in der Halleſchen Maſchinenfabrik und Eiſengießerei
zu erblicken. Seit langen Jahren ſchon zahlt dieſe Fabrik ihren
Aktionären den erträglichen Verdienſt von 25 bis 40 Mk. im Jahr
auf 100 Mk. Aktienkapital. Heuer, wo nach dem Geſchäftsbericht
die Leiſtungsfähigkeit des Werkes nicht ſo ausgenützt werden
konnte als wie in früheren „guten“ Jahren, ſind es „nur“
26 Prozent Dividende, die an die armen Kuponſchneider gegeben
werden ſollen. Der Verdienſt dieſer bedauernswerten Leute hat
damit den ſeit 20 Jahren tiefſten Stand erreicht. Es iſt fraglich,
ob nicht im Laufe dieſes Jahres der Hungertyphus unter den
Aktienbeſitzern der Halleſchen Maſchinenfabrik aufräumen wird.
Aber nicht allein den ſchwer getroffenen Aktionären, die bei
1800000 Mk. Kapital das winzige Sümmchen von 468000 Mk.
Dividende beziehen, geht es ſchlecht, auch Vorſtand und Aufſichts-
rat der Geſellſchaft müſſen in dieſem Jahre den Hungerriemen
feſter ziehen. An ſie würden nach der Gewinn und Verluſt-
rechnung nur rund 81000 Mk. Tantieme für ihre mühevolle Ar
beit gezahlt werden, während uns erinnerlich iſt, daß der frühere
Direktor Riedel allein ſchon bis 160000 Mk. im Jahre an
Tantiéme eingeheimſt hat.

Ja, es ſind miſerable Zeiten! Das heißt, nur für die Unglück-
lichen, die Aktien beſitzen, Vorſtands- oder Aufſichtsrats mitglieder
ſind. Den Arbeitern geht es hingegen ausgezeichnet. Sie haben
nach dem Bericht einen Durchſchnittsjahresverdienſt von 1575,80
Mark gehabt, gegen 1554,44 Mk. im Vorjahre. Darunter befinden
ſich Gewinn-Anteil und „Weihnachtsgeſchenk“ in Durchſchnittshöhe
von 107,72 Mk. Es iſt bei dieſem Durchſchnittsverdienſt indes
ein kleiner Haken. Das iſt nämlich der, daß dies nur auf die das
ganze Jahr vollbeſchäftigten Arbeiter anzuwenden iſt.
Nehmen wir einmal an, daß das Werk im Durchſchnitt des Jahres
wie ſchon früher rund 570 Arbeiter beſchäftigt der veröffent-
lichte Geſchäftsbericht ſagt im Gegenſatz zu früher darüber nichts

und rechnen auf dieſe die Geſamtlohnſumme von 641 548,98 Mk.
dann ergibt ſich für jeden erwachſenen Arbeiter ein Durchſchnitts-
verdienſt von 1125,52 Mk., alſo „nur“ 340 Mk. weniger, als
die Geſchäftsleitung angegeben hat. Das Bild ſieht alſo ſchon et
was anders aus. Noch mehr würde es ſich verändern, wenn wir
einmal nachſpüren wollten, wie die Geſamtlohnſumme ſich auf die
verſchiedenen Kategorien verteilt, denn Vorarbeiter, Aufſeher oder
Meiſter, die nicht im Monatsgehalt ſtehen, aber ziemlich hohe
Löhne für ihre Antreibertätigkeit erzielen, werden einen ganz netten
Prozentſatz der Geſamtlöhne für ſich in Anſpruch nehmen. Man
weiß ja, wie derartige Durchſchnittslöhne berechnet werden!
Nun ein paar Worte zu der famoſen Gewinnbeteiligung der Ar
beiter des Werkes und zu der „Weihnachtsgratifikation“. Der
Anteil am Gewinn ſieht ſo aus, daß auf jeden Prozent Aktionär-
Gewinn an den berechtigten Arbeiter alle ſind nicht be-
rechtigt! von 4 Mk. bis herab zu 66 Pfg. gezahlt werden.
Wer das Glück hat, ſchon recht lange für den Profit der Geſell
ſchaft gearbeitet zu haben, erhält alſo in dieſem Jahre 104 Mk.
„Gewinn-Anteil“. Das ſind beim Vollarbeiter mit etwa 3000
Stunden Arbeitszeit im Jahre ungefähr 3 Pfg. Lohnaufbeſſerung
für die Stunde, alſo ein verhältnismäßig winziges Etwas, welches
er durch eine geſchloſſene Organiſation ſchon längſt errungen
haben dürfte. Dieſes Geſchenk erkaufen ſich die Arbeiter in dem
Betriebe aber nur mit Preisgabe ihres wichtigſten Rechtes, des
Koalitionsrechtes! Der Schlußſatz der für den Gewinn Anteil
maßgebenden Bedingungen lautet nämlich:

Berthold Meryan. Wectn ders.
Roman von Cornelie Huygens.

(Autoriſierte Ueberſetzung aus dem Holländiſchen.)

„Wenn der Jdealiſt nur groß und genial genug iſt, wird
er auch ohne Geld Einfluß gewinnen,“ ſagte Berthold, wäh-
rend ſeine Augen glühten. „Alle Religionsbegründer haben
den Mammon verachtet ohne jede Ausnahme.“

„Mein beſter Meryan, wie biſt Du trotz Deiner Jntelligen
doch noch ſo erſtaunlich naivl Glaubſt Du denn wirklich, da
ein moderner Buddha oder Chriſtus oder Mohammed oder
Konfuzius in unſerer u We eine neue Religion gründen
könnte? Vor zwei tauſend Jahren war die Welt doch etwas
anders als jetzt beſchaffen.“

„Eine Religion, beruhend auf dem dogmatiſchen Glauben an
einen Lenker oder eine perſönliche Allmacht, würde gar nicht
nötig ſein. Wir brauchten eine Religion ohne Myſtizismus
und Jlluſion, ohne Belohnungen und Strafen eine rein
ethiſche Religion, die in dem menſchlichen Stolz und in ſeinem
Seelenadel wurzelt.“

„Du biſt unbezahlbar! Dein Zuſtand iſt wirklich hoffnungs-
los. Ein Sittenlehrer, welcher der ganzen Menſchheit und
namentlich dem Pöbel Hochmut predigen wollte, anſtatt Unter-
werfung, Demut und Gelaſſenheit, brauchte gar nicht erſt auf
die Kreuzigung zu warten. Als Ruheſtörer der geſellſchaftlichen
Ordnung würde er ganz nüchtern und proſaiſch von unſerer
Polizei eingeſteckt werden. Jm Geiſte ſehe ich die e
abplackenden Teufel ſchon genährt mit Deinen gefährlichen
Lehren, anſtatt mit den offiziellen Verheißungen der chriſtlichen
Kirche. Rom und Dordrecht*) wiſſen es ſchlauer anzufangen,
den Demos im Zügel zu halten. Bemühe Dich doch endlich,
Meryan, ein Mann unſeres praktiſchen Jahrhunderts zu
werden, und höre auf, ein Träumer von vor 2000 Jahren,
wandelnd durch die Ebenen Paläſtinas mit einigen Apoſteln
hinter Dir, zu ſein! Jch glaube gar, der weße Gedanke an
jene Zeit macht Dir ordentlich den Mund wäſſerig. Jn der
Gegenwart würdeſt Du für ſolche Reiſen aber jedenfalls ein
Pneumatikrad vorziehen.“

Berthold lachte nur eben und ſein Geſicht behielt ſeinen
grübelnden, abweſenden Ausdruck. Er wollte ſeinem Freunde
nicht zeigen, wie chaotiſch die Unterhaltung in ſeinem Hirn

n Dordrecht wurde (1618--19) die „Dordrechter Synode“
abgehalten, welche die Grundlage der holländiſchen reformierten
Kirche bildet.

durcheinander wirbelte und wie jedes Wort ſeine Niederge-
ſchlagenheit noch vergrößert hatte.

„Wenn wir nun einmal von dem philoſophiſchen Gebiet auf
den gangbaren Boden zurückkehrten!“ fing Robert wieder an.
„Wenn wir uns doch einigen könnten, daß Du jetzt ernſtlichzu arbeiten anfingeſt! J würde es ſonſt wahrhaftig be-
dauern, mich je um Deine Lebensinitiation bekümmert zu
haben. Zum Donnerwetter! zeige doch, daß Du ein Mann
biſt und Deine Beine ſtark genug ſind die Wahrheit zu
m ms lag etwas ungemein Herzliches in der Weiſe, wie
Robert die letzten Worte geſprochen hatte. Berthold fühlte
dies und lächelte.

„Es freut mich ſehr, daß Du Dich jetzt ſo weitgehend in-
konſequent zeigſt,“ ſagte Berthold, ihm die Hand reichend, um
ſich zu entfernen. „Aber denke nun bitte bloß an Dich ſelbſt!

Was in der Welt kümmern Dich denn die andern!
Amüſiere Dich über die allgemeine Verrücktheit in Deinem
Proſzenium nach beſten Kräften! Je toller es in der Welt
zugeht, deſto beſſer wirſt Du Dich ja amüſieren!“

„Durchaus nicht! Da irrſt Du Dich aber ſehr!“ erwiderte
Robert mit einem unterdrückten Gähnen. „Von Poſſen,
Clowns und Zirkusſcherzen bin ich abſolut kein Freund. Die
Darſteller müſſen mit Ernſt, g. und Kunſtgefühlren ſonſt halte ich es nicht mal der Mühe wert, hinzu-
ehen.“
„Jch werde mich alſo beſtreben, Dein Kunſtgefühl nicht zu

kränken. Jn betreff der Stärke meiner Beine möchte ich jedochbemerken, daß ich für die Wahrheit, welche Du mir aufbürden
möchteſt, mich herzlich bedanke weil ſie zu häßlich, zu
grob und zu ar ſich für mein Kunſtgefühl iſt. Gute Nacht!“

Als die Türe ſich hinter ihm geſchloſſen, ſah Robert auf
ſeine Uhr, die auf halb Drei zeigte. Dann löſchte er das
Gaslicht aus und ging in ſein Schlafzimmer

„Er macht jetzt eine Kriſe durch,“ dachte er achſelzuckend.
„Wenn ich gewußt hätte, aus welchem Stoff er zuſammen-
geſetzt iſt, würde ich ihn vielleicht vorſichtiger angefaßt haben.
Er reagiert entſetzlich, und es muß ſich nun zeigen, was aus
ihm werden wird. Wenn ich ihn nur an die Arbeit bringen
könnte, dann würde er wohl noch zurecht kommen.“

J e 2Der Frühling war angebrochen. Johann hatte ſein Doktor-
examen beſtanden und ſollte nun in Bälde promovieren. Die
fieberhafte Spannung, in der ſich Karla ſeit Monaten befand,
erreichte jetzt ihren Höhepunkt. Wenn Johann nach Hauſe
kam, war er immer noch unverändert. Schmachtend ſuchte
Karla den Ton ſeiner Stimme und den Blick ſeiner Augen

zu enträtſeln und ſie wartete und betete und betete und
wartete, den einen Augenblick voll Hoffnung, dann wieder
unruhig, zweifelnd, mit geſteigerter Leidenſchaft wegen derUngeduld, die ſie beſeelte, hachdem er ſeine letzten Examen

überſtanden hatte.
„Johann, willſt Du ſpäter mal eben zu mir ins Arbeits-

zimmer kommen?“ fragte ſein Vater eines Sonnt nach
beendigtem Frühſtück, „oder biſt Du vielleicht gerade ver-
hindert?“

„Nein, Vater, ich ſeſe vollſtändig zu Deiner Verfügung!“
erwiderte d mit ſcherzender Feierlichkeit und folgte ihm
ſogleich in die Stube, welche er als Kind bloß mit Furcht und
Schrecken betreten, weil er dort gewöhnlich nur Zurechtweiſung
oder ſcharfen Tadel empfangen hatte.Dieſes Gefühl, welches z recht lange bei ihm erhalten
hatte, war nun gänzlich verſchwunden. Da er en Studien
vollendet, das Leben in ziemlich klaren Umriſſen vor ihm
ſtand, und er ſich nun der väterlichen Autorität bald ganz ent-
ziehen konnte, empfand er ein angenehmes Bewußtſein der
Unabhängigkeit ein Bewußtſein, welches ihn innerlich
durchdrang und ſich auch in r ganzen Haltung offenbarte,
wie er ſich möglichſt burſchikos vor ſeinem früheren ſtrengen
Mentor hinſetzte und die Dinge, welche da kommen ſollten, mit
kaum bezwungenen Lächeln erwartete.

„Johannl begann ſofort ſein Vater, der ſich an ſeinem
Bureautiſch niedergelaſſen hatte, in ne ſtahlharten Tone,
„ich wollte Dir nur eine Frage ſtellen, die ich von Dir be
antwortet haben möchte Haſt Du die Abficht, ſobald Du
Dein eigener Herr geworden biſt, Baroneſſe de Martignel
einen Heiratsantrag zu machen?“

Johann lächelte und geg. ſich keineswegs überraſcht, ſon
gab ſich eher einen Anſtrich, als ob er dieſe Frage erwartet

ätte.
„Mit keinem Haar meines Hauptes habe ich jemals daran

gedacht,“ antwortete er mit ruhiger, feſter Betonung.
„Sol er hielt einen Augenblick inne, bleich vor Aerger

über die Art, wie ſein Sohn ihm geantwortet hatte. „Alſo
mit keinem Haar Deines Hauptes haſt Du daran gedacht?
Nun wohl, dann verbiete ich Dir, Dich in inem Hauſe ſo
zu benehmen, als ob dies wohl Deine Abſicht ſei.“

„Jch kann wahrhaftig doch nichts dafür, wenn ein Mädchen,
mit dem ich plaudere und muſiziere, ſich Dinge einbildet, die
nicht vorhanden ſind,“ ſagte er achſelzuckend und geckenhaft
lächelnd.

„Jch erſuche Dich, in dieſer Weiſe nicht fortzufahren, da ich
die Jlluſion, daß mein Sohn ein Gentleman iſt, behalten
möchte.“ (Fortſetzung folgt.)
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„Werden aber von ſeiten der Arbeiter gemeinſameunternommen, um allgemeine ren für die

e re erliſcht damit jeder Anſpruch au
Tantiome entweder für alle Arbeiter oder mindeſtens ſür diejenigen Werkſtätten, welche die Sohnergöheng haben erneingen

wollen.“
Die Arbeiter ſollen durch

ge
einzelne

Da liegt der Haſe im Pfeffer
dieſen Appell an den kurzſichtigen Eigennutz rechtlos gemacht wer
den, ſollen nur von der Gnade der Werksherren abhängen. Daß
die Arbeiterſchaft der Halleſchen Maſchinenfabrik dies nicht ſchon
längſt eingeſehen, iſt verwunderlich. Noch mehr muß frappieren,
daß ſie ſich der Willkür der Unternehmer in bezug auf den Ge
winn Anteil völlig unterworfen haben. Denn nach obiger Be
ſtimmung kann die Werksleitung, wenn es 10 Arbeitern einer
Werkſtatt recht ſcheint zu ſtreiken, ſämtlich en Arbeitern den Ge
e vorenthalten. Man leſe nur die Beſtimmung genau
durch.

Was wir nachweiſen wollten, nämlich, daß es den Arbeitern
dieſer Fabrik nicht beſſer geht wie anderen, daß ſie aber rechtloſer
ſind als andere, dürfte für jeden Einſichtigen völlig klar ſein.
Wollen die Arbeiter der Halleſchen Maſchinenfabrik und Eiſen
gießerei zu den Einſichtigen gerechnet werden Dann mögen ſie
dieſen Mahnruf beherzigen, der ihnen, wie ſchon oft, nahelegt, ſich
in den freien Gewerkſchaften, voran im Metallarbeiter Verband,
zu organiſieren und die unwürdigeren Geſchenke, Tantièmen und
Gratifikationen abzuſchütteln. Tun ſie es nicht, bleiben ſie kurz-
ſichtig, laſſen ſie ſich weiter von der in ſolchen Kniffen bewanderten
Werksleitung betören, ſo werden ſie es einſtmals zu bereuen haben.

Tölpelei.
Wenn die „Halleſche Zeitung“ wenigſtens noch aktuell lügen

wollte! Jn ihrer geſtrigen Abendausgabe bringt ſie eine Nachricht
über den Genoſſen Bebel, die ſchon einige Tage vorher vom
„Vorwärts“ und geſtern von uns als falſch bezeichnet worden iſt.
Da die Schwindelnachricht aus einer Korreſpondenz ſtammt, iſt an
zunehmen, daß ſie der „Halleſchen Zeitung“, als einem Blatte fünften
oder ſechſten Grades, zur gleichen Zeit, wie den wöchentlich einmal
erſcheinenden Lokalblättchen in Buxtehude und Hintermondlingen,
zugegangen iſt. Ja, wenn man 200 Jahr alt iſt, geht's reißend
bergab.

Der unentgeltliche Arbeitsnachweis
des Vereins für Volkswohl, Halle a. S., Salzgrafenſtraße 2 (am
Hallmarkt), hat auch im zweiten Monat ſeit der Einführung der
koſtenloſen Arbeits und Stellenvermittlung eine ſtarke Steigerung
ſeines Geſchäftsverkehrs zu verzeichnen. Die Zahl der Stellen-
ſuchenden, die im Februar 1908 nur 253 Perſonen betrug und
im Februar 1907 274 Perſonen, iſt im Februar 1909 auf 718 Per-
ſonen angewachſen, hat ſich alſo faſt verdreifacht. Bemerkenswert
iſt hierbei beſonders die Zunahme der männlichen Arbeit-
ſuchenden. Bisher meldeten ſich im Februar in den letzten Jahren
regelmäßig nur 70-80 Männer an, im Februar 1909 ſind dagegen
391 Männer als Arbeitſuchende eingeſchrieben worden, oder etwa
fünfmal mehr. Die Zahl der weiblichen Stellenſuchenden hielt
ſich im Februar des letzten Jahres zwiſchen 180—200, im Februar
1909 waren es 327, alſo trotz der Steigerung doch auch abſolut
weniger weibliche Stellenſuchende als männliche. Dieſe Entwick-
lung der Vermittlungstätigkeit läßt erkennen, daß die Arbeitsnach-
weisſtellen ihrer Aufgabe, neben der mehr hauswirtſchaftlichen Ver
mittlung in der Abteilung für weibliche Perſonen, die mehr volks-
wirtſchaftliche in der Abteilung für Männer zu pflegen, immer
mehr nachkommen.

Die Zahl der offenen Stellen zeigt trotz der ſchlechten Wirt
ſchaftslage in dieſem Jahre eine Zunahme gegenüber dem Vorjahre;
es ſind eingeſchrieben worden 341 offene Stellen gegen 297 im
Vorjahre. Auch die Zahl der beſetzten Stellen iſt geſtiegen
von 180 im Februar 1908 auf 217 im Februar 1909. Dieſe Zahlen
bilden den Beleg dafür, daß eine zeitgemäße Organiſation der Ar-
beitsvermittlung ſelbſt bei ungünſtiger Konjunktur des allgemeinen
Wirtſchaftlebens in erhöhtem Grade ihre Schuldigkeit tun kann.

Die Mitglieder der Jugendorganiſation werden dringend
gebeten, heute, Mittwoch, abends 8/2 Uhr, vollzählig im „Volks-
park“ zu erſcheinen.

Elternſprechſtunde. Auf die am De 4. März
er. ſtattfindende Sprechſtunde für Eltern weiſen wir nochmals
hin. Die Schulärzte (Rathausſtraße 4, II) werden über die
geſundheitlichen Anforderungen bei der Berufswahl, der Direk-
tor des Statiſtiſchen Amtes über wirhelſigt Fragen Rat
erteilen. Au die Zurückſtellung ſchulpflichtig werdender
W ylicher wird durch die Schulärzte begutachtet
werden.

Netallarbeiter. Jn der am 26. Februar im „Volkspark“
abgehaltenen Mitglieder Verſammlung gab der Bevollmächtigte
den Beſchluß der Ortsverwaltung- und Funktionär-Sitzung über
eine Angelegenheit des Streiks im Mannheimer Strebelwerk be
kannt; die Verſammlung trat dieſem Beſchluß bei. Dann hielt
Genoſſe Güldenberg einen Vortrag über „Zeit- und Streitfragen
des bürgerlichen Rechts“, der von den Anweſenden beifällig auf-
genommen wurde. Unter Verbandsangelegenheiten wurde auf
den Mitte März ſtattfindenden Kurſus über Volkswirt-ſchaft hingewieſen Kollegen, die ſich daran beteiligen wollen,

werden erſucht, ſich bis ſpäteſtens Montag, den V. a im
Bureau, Harz 42/43, Zim mehr Nr. 11, zu melden. Andere
Meldungen werden nicht angenommen. Der Kurſus findet nur
für die Mitglieder des Verbandes ſtatt; eine weitere Bekannt-

machung erfolgt nicht. P. G.Der Walkotte- Abend, den geſtern der Metallarbeiter-Verband
für ſeine Mitglieder im großen Saale des Volksparkes veran
ſtaltete, war trotz des böſen Wetters vortrefflich beſucht. Die Er
ſchienenen hatten denn auch ihre Mühe nicht zu bereuen, denn
was da geboten wurde, wog allen Kampf mit Wind und Wetlter
reichlich wieder auf. Frau Walkotte, die den Hauptteil des
Programms auszufüllen hatte, iſt den Hallenſern längſt keine
Unbekannte mehr. Jhre ausgereifte Vortragskunſt hat dem hieſigen
Arbeiterpublikum ſchon manche heitere Stunde bereitet. Denn das
Heitere, Jroniſche und Draſtiſche iſt ihr Element. Womit aber
nicht geſagt ſein ſoll, daß die wenigen ernſten Stücke von geſtern,
allen voran das ergreifende „Tief in der Erde Schoß“, von Robert
Seidel, nicht den ihnen geſpendeten Beifall reichlich verdient hätten.
Manchmal will es ſcheinen, als ob die Künſtlerin in der Auswahl
ihrer heiteren Vorträge etwas kritiſcher verfahren könnte. Es
waren einige darunter, die wohl belacht wurden, aber dennoch
beſſer weggeblieben wären. Der Bopperitn Frau Walkottes wird
dieſer Anſtand keinen Abbruch tun. it einer wirklich vornehmen
Künſtlerin hatten wir es in der Violiniſtin Frau Amalie Birn-
baum zu tun. Wir waren bei der „Arie“ von dem großen Bach
wirklich überraſcht von dem außerordentlich klangſchönen, edlen
Ton, den die Dame ihrem Jnſtrument entlockte. Dieſe Arie zu
hören, war eine Wohltat gegenüber den Mätzchen und techniſchen
Raffinements, die als Darbietungen von Violinvirtuoſen auf dem
Programmen erſcheinen. u die weiteren Soli der Künſtlerin
die von Herrn der hacte Nitzſche am Flügel begleitet wurde,
entfeſſelten mit Recht ſtarken Applaus. Muſterhaft war die Ruhe
der wohl 1500 Zuhörer, ein Beweis, daß auch für höhere Dar-
fietungen ein Verſtändnis innerhalb der Arbeiterſchaft zu
inden iſt.

Aufgehobenes Bauverbot. Die Straßen Zeyihlagſtraß
zwiſchen Linden- und Streiberſtraße Faſanenſtraße; Hordorfer
ſtraße bis zur verlängerten Hardenbergſtraße auf der öſtlichen Bau
front: Lauchſtädterſtraße zwiſchen Thomaſins- und Liebenauerſtraße
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e l annſtraße; Stadtgutwe ſchen Golbergerweg und JW Wereate re Se traßenfront Wieland
uſtraße, zwiſchen Humboldtſtraße (früher Viktoriaſtraße)und Deſſauerplatz, nd durch Verfügung des Magiſtrats der Bebauung ohne

ausdrückliche beſondere Bauerlaubnis durch den Magiſtrat frei

gegeben worden, da eine Veränderung ihrer jetzigen Führung nicht
mehr zu erwarten iſt. Die Koſten etwaiger Ueberfahrten im Bürger
ſteige ſind der Stadtgemeinde nach wie vor ſicher zu ſtellen.

Die Stellenvermittler für Bühnenangehörige haben ihren
Geſchäftsbetrieb künftig nach folgenden vom Handelsminiſter er
laſſenen Beſtimmungen zu regeln Stellenvermittler dürfen nicht
in einem Dienſtverhältnis zu Bühnenleitern ſtehen. Ferner iſt den
Stellenvermittlern unterſagt: den Betrieb des Gewerbes eines
Schauſpielunternehmers ſowie jede Beteiligung an ſolchen Gewerbe
betrieben und der Verlag von Bühnenwerken ſowie jede auf die
Aufführung ſolcher Werke arlende Tätigkeit. Die vorſtehende
Aenderung tritt ſofort in Kraft

Wichtige Aenderungen im EFiſenbahnverkehr treten am
1. April in Kraft. Wir nennen davon folgende, die für Reiſende
beſonders wiſſenswert ſind. Für Verluſt des Reiſegepäcks haftet
von jetzt an die Eiſenbahn vierzehn Tage lang bisher nur acht
Tage wenn das Gepäck in dieſem Zeitraum auf der Beſtimmungs-
ſtation abgefordert wird. Bei Ueberſchreitung der Lieferfriſt
haftet von nun an die Eiſenbahn in allen Fällen, auch wenn ein
Schaden nicht entſtanden iſt. Bisher wurde nur der nachgewieſene
Schaden vergütet. Ferner wird nach der neuen Verkehrs-Ordnung
unter allen Umſtänden der Schaden, der durch Verſchleppung des
Reiſegepäcks entſtanden iſt, erſetzt. Desgleichen haftet die Eiſen
bahn für das den Gepäckträgern innerhalb des Eiſenbahnbereichs
übergebene Reiſe- und Handgepäck. Jn Frauen Abteilungen
dürfen Fahrgäſte nur bis zum 10. Lebensjahre mit-
reiſen. Einen Anſpruch auf die Mitfahrt hat kein Reiſender, ſelbſt
wenn er eine für den Zug fällige Fahrkarte gelöſt hat, ſobald ihm
ein ſeiner Fahrkarte entſprechender Platz nicht angewieſen werden
kann. Ein Zwang, den Reiſenden in der nächſthöheren Klaſſe zu
befördern, beſteht alſo für die Eiſenbahn nicht, was fälſchlich an-
enommen wird. Schließlich ſei noch erwähnt, daß a

Reiſende, die bei der Verabſchiedung ſo lange im Wagen bleiben
bis der Zug abfährt, 6 Mark zu zahlen haben.

Für die Nach- und Rückſendung von Briefen ſind andere
Beſtimmungen getroffen worden. Den Empfängern, die ihren
Aufenthaltsort geändert haben, ſind die Briefe nachzuſenden, ganz
gleich ob der Adreſſat in Deutſchland wohnt oder nicht. Aller-
dings gelten dieſe Beſtimmungen nur für die dem Weltpoſtverein
angehörenden Länder. Wenn die Briefſendungen nicht genügend
frankiert ſind, ſo ſind ſie trotzdem zu befördern und den verzogenen
Adreſſaten zuzuſtellen. Das nachſendende Poſtamt bringt auf nicht
genügend frankierten, ſowie unfrankierten Sendungen den Vermerk
„T“ an. Das Vorſtehende gilt aber nur, wenn bei den Sendungen
nicht vom Abſender oder Empfänger eine andere Beſtimmung
getroffen worden iſt.

Aus dem Bureau des Stadttheaters. Die Schauſpielnovität
„Die fremde Frau“ a femme X erſcheint am Donners-
tag wieder auf dem Spielplan. Herr Kurz-Stolzenberg,
den ſich Kapellmeiſter Mörike zu ſeinem Ehrenabend am
kommenden Freitag als „Triſtan“ verſchrieben hat, hat bereits
an der Probe teilgenommen. Neben ihm iſt bei der Beſetzung
in erſter Linie die Vertreterin der zu nennen, die Frau
Agloda hier zum erſten Male ſingt. Die weiteren Haupt
partien Brangäne, Kurwenal und König Marke ſind Fräulein
Wolf und den Herren Frank und Birkholz übertragen.
Sonntag nachmittag Volksvorſtellung Maria Stuart“. Die
Vorzugsſcheine ſind verſandt und werden ab Donnerstag, 10 Uhr
vormittags, eingetauſcht. Um den zahlreichen Klagen und Be-
ſchwerden betr. Verteilung der Billetts gerecht zu werden, iſt die
Beſtimmung getroffen, daß an einzelne Perſonen nicht mehr als
5 Billets auf einmal abgegeben werden. Die Kaſſe iſt angewieſen,
ſtrengſtens nach dieſer Vorſchrift zu handeln.

Gefährliche Paffage. Am Montag mitta
Faſſade des Hauſes Marktplatz 10 ein Stück Putz und fiel hinab.
Ein vorübergehendes junges Mädchen wurde von den Teilen am
Kopfe getroffen und erlitt verſchiedene Verletzungen. Jn der
nahen Polizeiwnche wurde ihm ein Notverband angelegt.

Nichts iſt heilig. Jn der Nacht von Montag auf Dienstag
ſind Einbrecher in die Johanniskirche eingedrungen und haben
zwei Opferſtöcke gewaltſam erbrochen und ausgeleert. Ob von den
Kirchengeräten etwas geſtohlen worden iſt, konnte noch nicht feſt
geſtellt werden.

Von der Straße. Jn der Leipzigerſtraße verlor heute vor-
mittag 10 Uhr ein Rollfuhrwerk zehn große Ballen Papier, die
eine große Stauung der durch den Schnee ohnehin behinderten
Fuhrwerke hervorriefen. Auch die Straßenbahn mußte warten

Lettin, 2. März. Am Sonntag tagte hier im Lokal der Witwe
Krauſe eine Zuſammenkunft der Mitglieder des Sozialdemokra-
tiſchen Vereins. Die Genoſſen und Genoſſinen hatten ſich recht
zahlreich eingefunden, um dem Vortrage der Genoſſin Sperling-
Halle mit Aufmerkſamkeit zu folgen. Nach dem beifällig aufge-
nommenen Referat entſpann ſich eine Diskuſſion. Danach wurde
beſchloſſen, alle zwei Monate eine beſondere Zuſammenkunft für
die Frauen abzuhalten.

Nietleben, 2. März. Keilerei und Tanzvergnügen.Jn der Nacht vom 10. zum 11. Januar fand im Maiſchen Lokal
ein Tanzvergnügen „gut geſinnter“ Arbeiter ſtatt. Als dabei zwei
miteinander zuſammenſtießen, fielen beide zu Boden und ſchimpften
ſich gegenſeitig „Schuſter“. Zum Heimwege bewaffnete man ſich
mit einer Bierflaſche und einer Latte, um einen Fabrikarbeiter zu
verprügeln. Als der Verfolgte in einen Garten flüchtete, wurde
ihm die Flaſche nachgeworfen während einer ihn mit einem
Meſſer bedrohte. Die Flaſche traf nicht direkt den Verfolgten,
ſondern zerſchellte an einem Baum. Ein Glasſplitter drang ihm
ins Geſicht, infolgedeſſen der Arzt einen operativen Eingriff unter-
nehmen mußte. Die beiden Beſchuldigten behaupteten vor dem
Halleſchen Schöffengericht, gereizt worden zu ſein. Der Amts-
anwalt beantragte gegen den, der das Meſſer gezogen hatte, eine
Haftſtrafe von vier Wochen. Das Gericht ſprach dieſen Sünder,
da ſich der Vorgang mehr in der Dunkelheit abgeſpielt hatte, frei.
Der andere Beſchuldigte erklärte wiederholt, ein anſtändiger
Menſch zu ſein; man ſolle ſich nur bei dem Gemeindevorſteher
erkundigen. Der Flehende kam mit einer Geldſtrafe von 20 Mk.
davon.

Löbejün, 2. März. Ein Unzurechnungsfähiger. Der
wegen Körperverletzung ſchon mehrfach vorbeſtrafte Fuhrwerks-
beſitzer Karl Krabbes von hier wurde am 28. September v. Js.
e einen Jnvaliden und am 30. September gegen einen Kohlen-
zändler tätlich, beidemale in angetrunkenem Zuſtande. Dem Jn-

validen warf er ein Bierglas gegen die Bruſt, mißhandelte ihn
dann durch Schläge über den Kopf and ſchleuderte ihn zu Boden
Der bedauernswerte alte Mann blutete heftig und war längere
Zeit krank. Den Kohlenhöndler warf Krabbes gleichfalls zur Erde,
trat ihn mit Füßen und ſchlug ihn mit der Peitſche ſo lange über
den Kopf, bis auf den Hilferuf des Bedrängten ein andrer Mann
eingriff und Krabbes in den Straßengraben ſtieß. Doch raffte ſich
Krabbes bald wieder auf, griff drohend zum Meſſer und als ihm
dieſes mit einem Spaten aus der Hand geſchlagen wurde, auch
noch zu einer Miſtgabel. Krabbes will infolge einer Kopfver-
letzung, die er vor Jahren durch den Huſſchlag eines Pferdes er-
litten hat, geiſtig nicht mehr ganz normal ſein. Er meinte „So-
wie ich ſeitdem einen trinke, dann paſſiert auch was, ohne daß ich
weiß, wie ich dazu komme“. Nach Verſicherung ſämtlicher Zeugen
iſt er in nüchternem Zuſtande ein durchaus ruhiger, friedlicher,
gemütlicher Mann. Zwei mediziniſche Sachverſtändige halten es
ſehr wohl für möglich, daß Krabbes geiſtig gelitten hat und als
Epileptiker ſchon nach Genuß geringer Mengen von Alkohol in
Wutanfälle gerät, bei denen er ſeiner Sinne nicht mehr mächtig
iſt. Das Schöffengericht in Löbejün hatte ihn wegen jener beiden
Gewaltakte zu insgeſamt ſechs Monaten Gefängnis verurteilt. Auf
ſeine Berufung hob die Strafkammer in Halle das Schöffengerichts
urteil auf und beſchloß, ihn auf ſechs Wochen einer Jrrenanſtalt
zur Beobachtung ſeines Geiſteszuſtandes zu überweiſen.

löſte ſich von der

Mus den achvarkreiſen.
Keine ſozialdemokratiſche Vertretung.

Seit langer Zeit beſtehen in der Naumburger Stadtver-
waltung Differenzen, deren Unterdrückung den ehrſamen
Spießern ſchon ſehr lieb wäre. Aber der bekannte chriſtliche
Liebesmantel“ reicht nicht mehr zu, alle Blößen zu verdecken.
Wir haben früher ſchon über den „Fall“ des Schlachthof-
kaſſierers Alt berichtet, der die Stadt um za. 10 000 Mk. ge
ſchädigt hatte. Selbſt den bürgerlichen Stadtvätern iſt die
Sache wohl zu bunt geweſen, denn ſie beſchloſſen in der letzten
Sitzung, gegen die Herren Krantz (Oberbürgermeiſter), Robert,
Bierbach, Vogel, Zöllner und Heinemann einen Zivilprozeß an-
zuſtrengen. Man iſt der Anſicht geworden, daß die Unter-
ſchlagungen nur möglich waren, weil die Kontrolle
mangelhaft geweſen iſt, deshalb ſollen nun die ſechs Herren
erſatzpflichtig ſein. Unſeres Wiſſens beſteht in Naumburg
eine Filiale des wahrheitsliebenden Verbands. Einzelne Mit-
glieder ſitzen wohl auch im Stadtverordnetenkollegium. Jeden-
falls wird nun bald eine der bekannten Notizen über „Kom-
munale Unſtimmigkeiten“ in der Reichsverbandspreſſe auf
tauchen. Oder wird man die Sache diesmal totſchweigen?

Zeitz, 2. März. (E. B.) Eine Proteſtver ſammlung
der Bergleute des Zeitz-Weißenfelſer Reviers tagte am Sonntag
in der Wilhelmshöhe. Trotz des ſchlechten Wetters waren die
Arbeiter aus ſtundenweit abgelegenen Orten gekommen. Ueber
1600 Bergarbeiter lauſchten den Ausführungen des Genoſſen
Thiele- Halle. Auf den Vortrag ſelbſt einzugehen, müſſen
wir uns verſagen, das „Volksblatt“ hat über die Bergarbeiter-
bewegung des Oefteren berichtet. Die Reſolution, die wir ſchon
bekannt gaben, fand einſ. mmig Annahme.

Um nun den Forderungen der Bergarbeiter den nötigen Nach
druck zu geben, iſt es notwendig, daß auch der letzte Mann im
Revier der Organiſation zugeführt wird. Jedes Verbandsmit-
glied muß deshalb nach beſten Kräften für unſere Sache agi-
tieren. Die Gleichgültigkeit, die jetzt noch oft zu veobachten iſt,
muß verſchwinden. Nicht durch Stubenhocken und Warten auf
die „Wohltaten“ der Unternehmer kann der Bergarbeiter ſeine
Rechte wahren, ſein Leben ſichern! Nur durch Kampf kann
er die heutige Geſellſchaft zwingen, ihm das zu geben, was ihm
gebührt! Je beſſer gerüſtet aber der Arbeiter ſeinen Gegnern
entgegentreten kann, deſto ſicherer iſt ihm der Siegl

Für das Meuſelwitz-Altenburger Revier fand die Verſamm-
lung in Altenburg ſtatt. Hier referierte Gauleiter Weikert
vor etwa 1400 Bergleuten. Nach der Verſammlung bewegte ſich
ein Demonſtrationszug durch die Straßen der Stadt. Die
Polizei war vernünftig und ließ die Demonſtranten ruhig
paſſieren.

Zeitz, 2. März. Jn allen Zigarrengeſchäften ſind ſeit den letzten
Tagen Petitionsliſten gegen die Belaſtung des Tabaks durch die
Reichsgeſetzgebung ausgelegt. Wir bitten alle Jntereſſenten aus
nahmslos dieſe Petition zu unterſchreiben. Nur durch einmütigen,
nachhaltigen Proteſt kann die Vernichtung von Tauſenden von
Exiſtenzen verhindert werden. Auch werden die Petitionen noch
zur Unterſchrift in verſchiedenen Lokalen ausgelegt werden.

Weißenfels, 2. März. Achtung, Schneiderl! Die heute
ſtattgefundenen Verhandlungen mit dem Jnnungsausſchuß
haben keinen Erfolg gehabt. Weißenfels iſt alſo zu meiden.

Weißenfels, 2. März. (E. B.) Wo waren die Schutz
vorrichtungen? Der am in der Papierfabrik ver
unglückte Arbeiter Raabe nicht Grabe, wie irrtümlich berichtet
wurde ſoll, wie es ja faſt immer der Fall ſein ſoll, an ſeinem
Unglück ſelber ſchuld ſein, indem er eine Schürze 537 hat, die
von der Transmiſſion erfaßt wurde. Nun ſind aber ſeit e
an dieſem Arbeitsplatz Schürzen getragen worden und den Ar eitern
iſt von einem Verbote nichts bekannt. Befremden erregt es nun
aber, daß auf einmal nun alles in Schuß gebracht wird und man
auch die bisher fehlenden Schutzvorrichtungen anbringt. Wo
waren dieſe denn vorher Muß denn erſt ein ſo ſchwerer Unfall
ſich ereignen, ehe man ſich darauf beſinnt, daß Schutzvorrichtungen
zum Schutze der Arbeiter vorhanden ſind, die nicht fein ſäuberlich
aufbewahrt werden ſollen, ſondern da angebracht werden, wo ſie
Pugrhoren, Es iſt ja leider nur zu oft ſo, man läßt erſt das
Kind in den Brunnen fallen und dann deckt man ihn zu. Es
ereignen ſich auffallend recht viel ſchwere Unglücksfälle in dieſem
Betriebe; es muß dringend gefordert werden, daß von ſeiten des
Gewerbeinſpektors dieſem Betriebe häufiger ein Beſuch abgeſtattet
wird, ehe noch mehr ſolche ſchwere Unfälle ſich ereignen.

Aue, 2. März. Gemeinderats- Sitzung findet ſtatt am
5. März, abends 8 Uhr, im Dianaſaal. Die Sitzung iſt öffentlich.

Eisleben, 2. März. Zu den Frauenverſammlungen iſt
noch zu bemerken, daß an Stelle der Genofſin Baader die Ge
noſſin Wagner- Chemnitz referieren wird.

Teutſchenthal, 2. März. (E. B.). Erfolglos war die Be
rufung des Staatsanwalts gegen ein freiſprechendes Urteil des
Schöffengerichts Halle. Vier Bergleute von hier und Eisdorf
hatten Anklagen erhalten, weil ſie im Dezember v. Js. in der
Nähe des Kaliſchachts Haſenſchlingen aufgeſtellt haben ſollten. Be
amte kamen hinzu und ſahen die Schlingen. Die Angeklagten, die
dabei ſtanden, beſtritten mit aller Entſchiedenheit, die Schlingen
aufgeſtellt zu haben. Das Halleſche Schöffengericht nahm wohl
an daß mindeſtens einer der Angeklagten die Schlingen aufgeſtellt
hat. Da aber nicht feſtzuſtellen war, wer der Täter geweſen iſt,
mußte die Freiſprechung ſämtlicher Angeklagten erfolgen. Die
Staatsanwaltſchaft wollte durch die Berufung vor der Strafkammer
die Täterſchaft nachweiſen. Das mißlang. So mußte denn das
Berufungsgericht das erſte Urteil beſtätigen.

Gerbſtedt, 2. März. Ueber ein geplantes Dynamit-
Attentat gegen einen Zug, berichten bürgerliche Blätter folgen
des: „Ein Verbrechen, wie es die menſchliche Phantaſie kaum
auszudenken vermag, wurde am Sonnabend vormittag geplant.
600 Meter von Station Helmsdorf, nach Gerbſtedt zu, waren ſechs
Dynamitpatronen mit Zündern neben die Schienen gelegt worden.
Sie waren zuſammengebunden und ſo an der inneren Schiene
aufgeſtellt, daß der Spurkranz der Lokomotiven unbedingt die
Zünder treffen mußte. Aben, h 9 Uhr vormittags ein Güterzug
von hier nach Helmsdorf ihr hörte der Lokomotivführer Schlegel
einen Knall. Man hielt, ſah nach und fand die Patronen. Zum
Glück hatte ſich erſtens nur ein Zünder entladen und zum anderen
waren die Patronen durch den Radkranz beiſeite geſchleudert, ſodaß ſie nicht zur Exploſion kamen. Was wäre wohl paſſiert,
wenn die Patronen explodiert wären Zug, Strecke, Menſchen,
alles wäre vernichtet worden und das Scheuſal von einem
Menſchen, welches dieſes Verbrechen ausgeführt, hätte namenloſes
Unglück angerichtet. Am Sonntag waren Vertreter der königlichen
Staatsanwaltſchaft aus Halle im Sonderzug hier e um
die Unterſuchung an Ort und Stelle vorzunehmen. Noch am
Abend fanden mehrere Vernehmungen vor dem Amtgsgerichte
ſtatt.“

Wimmelburg, 2. März. (E. B.) Gelungener Alibibe-
weis. Am Sonntag, den 1. November v. J., waren im Pfaffen
grund bei Wimmelburg zwei junge Burſchen vom Amtsvorſteher
unter Umſtänden betroffen worden, die den Verdacht nahe legten,
daß ſie an jener, von Frettierern viel heimgeſuchten Stelle, demKaninchenfang oblägen. Auf die Zurechtweiſung des Sekretärs
erwiderte der eine durch beleidigende Redensarten. Der Gendarm
hatte in ihm den Arbeiter Artur Koch zu erkennen geglaubt. Das
Schöffengericht in Eisleben hatte Koch der Beleidigung und des
unberechtigten Frettierens, trotz ſeines Beſtreitens, ſchuldig ge
ſprochen und zu 40 Mark Geldſtrafe und zwei Tagen Haft ver-
urteilt. Auf Kochs Berufung hob jedoch die Strafkammer in Halle
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des Schöffengerichtsurteil auf und ſrach ihn frei. Er konnte durch
Zeugen nachweiſen, daß er an jene Sonntagnachmittag nicht im
Pfaffengrund geweſen iſt. Er ſoll ſeinem Bruder Karl zum Ver
wechſeln ähnlich ſein vermutlich ſoll alſo Karl Koch der Schuldige
ſein. Die Berufung des zweiten Angeklagten wurde verworfen.

Merfeburg, 2. März. (E. B.) Gegen die Baupolizei-
beſtimmungen verſtoßen hatten die Landwirte Hermannund Richard Hochheim von Schafſtädt, Hugo Schimpff von
Großgräfendorf und der Bauc ewerksmeiſter Alfred Böttcher von

hier. Sie hatten in einem ihnen gehörigem Hauſe in der Schlacht
hausanlage eine Veränderung ohne Einholung der baupolizeilichen
Genehmigung vornehmen laſſen Das hieſige Scöffengericht hatte
auf Freiſprechung erkannt, da es bezweifelte, daß die Angeklagten
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit gehabt haben. Gegen dieſes
Erkenntnis hatte der Amtsanwalt Berufung eingelegt. Nach
längeren Auseinanderſetzungen hob die Halleſche Strafkammer das
erſte Urteil auf und verurteilte die Angeklagten zu je 10 Mark
Geldſtrafe event. zwei Tagen Haft. Die Aenderung des Schlacht
hauſes ſei allerdings nicht als weſentlich angeſehen worden. Da
aber der Fußboden tiefer gelegt worden iſt und dadurch die Seiten-
vände geſchwächt wurden, ſei die polizeiliche Genehmigung not-
wendig geweſen.

Wechſelreiterei. Der Pferdehändler Adolf Strehl
aus Merſeburg hatte im September v. J. wegen einer ganzen
Anzahl von Wechſelfälſchungen, über die ſeinerzeit berichtet wurden,
von der Halleſchen Strafkammer eine Gefängnisſtrafe von zwei
Jahren erhalten. Um dem Konkurs zu entgehen, hatte er ſich von
vertrauensſeligen Kunden Blankoakzepte ausſtellen laſſen und dieſe
dann mit beliebigen hohen Summen anusgefüllt. Wegen drei ähn-
lichen Fälſchungen und eines Betruges ſtand er heute nochmals
vor der Strafkammer. Jn dem Betrugsfalle hatte er einen
Wechſel unter dem Vorgeben, er ſei nicht richtig geſchrieben, vor
den Augen des Ausſtellers unter den Tiſch geworfen und ſich
dann einen neuen ausſtellen laſſen. Er gab dann aber den alten
Wechſel ebenſogut wie den neuen in Zahlung. Aehnliche Betrugs-
manöver hat er früher gleichfalls ſchon verübt. Jn den vier heute
zur Aburteilung gelangten Fällen handelte es ſich um Wechſel
über 1500, 800, 700 und 3000 Mark. Strehl entſchuldigte ſich mit
Not. Es wurde aber darauf hingewieſen, daß der Angeklagte
durch ſeine unredlichen und ſchließlich doch vergeblichen Mittel,
ſich aus der Not zu helfen, manchen anderen, keinesfalls Reichbe-
güterten in ſchwere Not gebracht hat. Unter Einrechnung der
früheren Strafe von zwei Jahren ſowie einer weiteren von ſechs
Wochen, die er im Dezember wegen betrügeriſchen Bankrotts er-
halten hat, verurteilte ihn die Strafkammer zu einer Geſamtſtrafe
von zwei Jahren vier Monaten Gefängnis nebſt drei Jahren
Ehrverluſt. Da vier Monate der Unterſuchungshaft angerechnet
wurden, ſo wird Strehl zwei Jahre zu verbüßen haben.
Lauchſtädt, 2. März. E. B.) Not bricht Eiſen. Der

39jährige Schmiedegeſell Karl Ergang, der ſchon öfter
»orbeſtraft iſt, irrte im Januar d. J. in Lauchſtädt arbeits-
os umher. Als ihn ein Polizeibeamter ſtellte und nach ſei-
tiem Namen fragte, ſpielte er den Taubſtummen und ſchüttelte
ruf alle Fragen fortgeſetzt mit dem Kopfe. Der Beamte
reichte ihm ſchließlich ein Blatt Papier und einen Bheiſtift,
damit er ſeinen Namen aufſchreibe. Statt „Ergang“ ſchrieb
zer vorgebliche Taubſtumme „Weber“. Unter dieſem falſchen
Namen wurde er dann ins Lauchſtädter Gefängnis Regiſter

„ingetragen. Jnfolgedeſſen machte er ſich der ſogenannten in-
tellektuellen Urkundenfälſchung ſchuldig. Vor der Strafkammer
in Halle erklärte er, er ſei ein uneheliches Kind und wiſſe
nicht genau, ob er eigentlich Ergang oder Weber heiße. Die
Strafkammer verurteilte ihn, da er ſich ähnliche falſche Na-

mensangaben ſchon oft geſtattet hat, zu einer Gefängnisſtrafe
von drei Monaten. Das iſt hart.

Sangerhauſen, 2. März. Eine öffentliche Verſammlung findet
am Sonnabend hier ſtatt. Genoſſe Redaktenr Niebuhr- Halle
wird über das Thema: Proletariat und Junkerherrſchaft ſprechen.
Die Parteigenoſſen ſollen ſämtlich zu dieſer Verſammlung er-
ſcheinen.

Sangerhauſen, 2. März. (E. B.) Gänſeliebhaber.
Jn der Nacht zum Montag wurden der Witwe B. in Obers-
dorf drei Gänſe geſtohlen. Die Gänſediebe hatten jedoch nicht
mit dem Schnee gerechnet, die Fußſpuren leiteten zur Feſt
nahme der Diebe. Es ſind zwei Sangerhäuſer Arbeiter. Bei
dem einen fand man bereits zwei der geſtohlenen Gänſe brat-
gerecht vor, die dritte ſoll angeblich ausgeflogen ſein. Die
Diebe hatten ſich einige Tage vorher die Gänſe „zwecks An-
kaufs“ erſt angeſehen. Beide Diebe wurden verhaftet.

Zörbig, 2. März. (E. B.) Nichtgeladene Hochzeits-
gäſte. Am 25. Juli vor. Js. veranſtaltete der Fabrikbeſitzer
Gerhard in Zörbig aus Anlaß der Feier ſeiner ſilbernen Hochzeit
den Arbeitern ſeiner Kandisfabrik ein Feſt im „Gaſthof zum
ſchwarzen Adler“. Mehrere frühere Arbeiter der Fabrik ſollen
aus Aerger über ihre Entlaſſung beſchloſſen haben, das Feſt zu
ſtören. Da ihre Abſicht ſchon vorher ruchbar wurde, ſo traf der
Feſtgeber Vorſichtsmaßregeln und geſtattete Einlaß nur gegen
Karten. Gegen Mitternacht erſchienen Mißvergnügte, wurden
aber abgewieſen. Sie ſollen ſich darauf Bekannte zur Unter-
ſtützung geholt und verſucht haben, gegen 3 Uhr morgens, 13 Mann
ſtark, in den Tanzſaal einzudringen. Zu ihrer Abwehr wurde
ſchließlich ein Polizeibeamter herbeigerufen. Er ſoll durch ſpöttiſche
Bemerkungen ſowie durch Lachen und Pfeifen verhöhnt worden
ſein. Jnfolge des Exzeſſes waren die 13 Mann vom Schöffen-
gericht in d wo wegen gemeinſchaftlichen Hausfriedensbruchs,
teilweiſe auch wegen Beamtenbeleidigung, zu Gefängnisſtrafen von
einer bis vier Wochen verurteilt worden. Gegen die Strafen
hatten nur drei, die Arbeiter Hermann und Max Schlicke und der

Malergehilfe Richter, Berufung eingelegt. Sie wollen ſich an demHausfriedensbruch oder den Seamten eleidigungen nicht beteiligt

ben. Sie wurden jedoch koſtenpflichtig abgewieſen.

Zörbig, 2 März. (E. B.) Aeußerſt ruppig benahm ſichim Dezember v. J. und im Januar d. J. der Arbeiter ikolaus

Aulert von Zördig, der wegen Beleidigung des Amtsrichters und
des Sekretärs angeklagt war. Gelegentlich eines Termines vor
dem Schöffengericht gegen ſeine Frau, war er auf das Zimmer des
Amtsrichters gegangen und hatte geſagt: „Nun ſchreiben Sie man
mal ordentlich was hinein ins Urteil'. Der Amtsrichter wies den
Menſchen, der nicht recht bei Troſte geweſen zu ſein ſchien, ſofort
ab. Abends, als Aulert, den Amtsrichter mit ſeiner Frau auf der
Straße begegnete, rief er dreimal laut „K. mann hinter ihm
her. Als ſich Aulert dann am 14. Januar vor dem Schöffengericht
wegen Beleidigung eines Poliziſten zu verantworten hatte und ein
Strafe wegen Ungebühr vor Gericht erhalten ſollte, ſagte er,
während dem ſich das Gericht zur Beratung zurückgezogen hatte,
in Beziehung auf den Amtsrichter: „Das Urteil, das der früher
einmal gegen mich gefällt hat, wimmelt von lauter Unrichtigkeiten
und Lügen“ Dann tobte er in dem Gerichtsſaal umher und be
leidigte auch den Sekretär. Der Verteidiger Aulerts meinte, letzterer
ſei nicht ganz richtig; er tauchte zuweilen im Bürgerverein und
Verſammlungen auf und ſchwätzte das unſinnigſte Zeug. Die
Strafkammer erachtete den Mann aber für ſeine Taten verant
wortlich und verurteilte ihn zu drei Monaten Gefängnis.

Wieſenena, 2. März. Außerordentlich roh benahm ſich
gelegentlich einer Radlertour der Arbeiter Paul Lehmann von
hier, der mit drei anderen Arbeitern wegen verbotenen Radelns
auf dem erhöhten Bankett angeklagt war. Lehmann wurde außer-
dem der Mißhandlung des 13 jährigen Schulknaben Bruder be-
ſchuldigt. Als Lehmann von ſeinem Rade gefallen war, rief der
Knabe, „Sie dürfen da nicht fahren“. Darüber wurde der Menſch
derartig wütend, daß er auf den Jungen losging, dieſen trat und
den kleinen Bengel mit großer Gewalt auf das Straßenpflaſter
warf. Von dem Schöffengericht Halle wurden die Radler wegen
verbotenen Fahrens auf dem Bankett zu Geldſtrafen von je 3 Mk.verurteilt. Wegen der Mißhandlung des Jungen muß Lehmann

aber noch 50 Mk. bezahlen. Beantragt war gegen ihn ein Monat
Gefängnis.

Allerlei.
Der Schnee.

München, 2. März. Die ſeit geſtern andauernden Schnee
ſtürme haben große Verkehrsſtörungen zur Folge. Jn München
war der Schneefall ſo ſtark, daß eine Straßenbahnlinie ihren Ver
kehr einſtellen mußte. Beſonders ſchlimm lauten die Nachrichten
wieder aus dem Brennergebiet. Der Verkehr über den Brenner
wird durch Hilfszüge zwar aufrecht erhalten, für die Beförderung
eines Perſonenzuges mußten aber allein fünf Maſchinen ver-
wendet werden.

Dresden, 2. März. Jn Dres den herrſcht ſeit der vergangenen
Nacht ununterbrochener Schneefall, ſodaß ſich bereits im Straßen
verkehr mannigfache Störungen bemerkbar machen.

Bozen, 2. März. Die großen Schneefälle haben in Südtirol
Verkehrsſtörungen hervorgerufen. Jetzt iſt Tauwetter eingetreten.

Von der Lawine verſchüttet!
Jnnsbruck, 2. März. Beim hieſigen Korpskommando traf

heute mittag die amtliche Meldung ein, daß die Militär-
patrouille, beſtehend aus ſechs Offizieren und 25 Kaiſer-
jägern, im Suganertal von einer Lawine verſchüttet worden iſt.
Unter den Offizieren befindet ſich auch der Oberſt Freiherr
v. Lutgendorf. Von Trient und Levice ſind zwei Mil'itärzüge
mit Mannſchaften an die Unglücksſtelle zur Hilfeleiſtung abge-
gangen. Nähere Nachrichten fehlen noch.

Eiſenbahnunglück bei Koblenz.
Auf dem Bahnhof Koblenz-Lützel fuhr Dienstag vormittag10 Uhr 18 Minuten der Perſonenyug Köln-Koblenz gegen eine

rangierende Gütermaſchine. Bis geſtern mittag ſind drei Tote
geborgen worden. Sieben Perſonen wurden ſchwer verletzt.
Der Packwagen und der erſte Perſonenwagen ſind zertrümmert,
beide Maſchinen ſchwer beſchädigt. Der Durchgangs-
verkehr wird aufrechterhalten.

Nach bahnamtlicher Darſtellung iſt das Unglück durch Ueber-
fahren eines Halteſignals herbeigeführt worden.

Der Tod im Schacht.
Mülheim a. d. Ruhr, 2. März. Auf der Zeche Humboldt-

Aktiengeſellſchaft Mülheimer Bergwerksvereine riß bei der Be
förderung von Steinen ein Seil, wobei vier Bergleute mit den
beladenen Wagen in die Tiefe ſtürzten. Zwei wurden getötet,
während die beiden anderen in das Eſſener Krankenhaus gebracht
werden mußten. Einer von ihnen iſt bereits ſeinen Verletzungen
erlegen, für den anderen beſteht wenig Hoffnung auf Er-
haltung ſeines Lebens.

Von der Lokomotive getötet.
Beuthen, 2. März. Auf der Bahnſtrecke nach Karf wurde

der Streckenwärter Zewloka von einer Lokomotive erlaß und
furchtbar verſtümmelt, ſo daß nur Leichenteile gefunden
wurden.

Selbſtmord eines Leutnants.
Gotha, 2. März. Aus Motiven, die bisher noch nicht auf

geklärt werden konnten, erſchoß ſich der 23 Jahre alte Bataillons-adjntant Leutnant Wirt vom Bataillon des Jnfanterie-
regiments Nr. 95. Leutnant Wirt war ſchon längere Zeit
nervös überreizt.

Der Streit um die Radbod-Spende
Dortmund, 2. März. Durch die Preſſe geht die Mit

teilung, daß der Kronprinz von einem Dortmunder Rechts-

anwalt wegen der Austeilung der ſogenannten „Kronprinzen
ſpende“ verklagt ſei. Dieſe Nachricht iſt völlig un wahrl Zu
nächſt iſt eine Klage überhaupt noch nicht eingereicht. Die Klage,
deren Einreichung i wird, bezieht ſich überhaupt nicht
auf die e x hrt überhaupt den Kronprinzenmit keinem Wort. Es wird beabſichtigt, entweder gegen das
Hammer Lokal-Komitee oder gegen die einzelnen Sammel-
n Klage zu erheben. Darüber, wer zu verklagen iſt, haben
ie mit der Einreichung der Klage beauftragten Rechtsanwälte

W und Dr. Elias ihre Erwägungen noch nicht abgeſchloſſen.
it der Klage wird der Anſpruch der RadbodWitwen auf Aus-

ahlung des Kapitals, eventuell aber auf eine derartige Er-déhung der Rente geltend gemacht, daß die Rente während der
vermutlichen Lebensdauer der Hinterbliebenen das Kapital
aufzehrt.

Briefßaſten der Redaktion.
Muſterungen betreffend. Es ſind uns verſchiedene Aufforde-

rungen zugegangen, die jetzt in den Amtsblättern veröffentlichten
Muſterungen ebenfalls zu bringen. Dies erübrigt ſich jedoch, da
den Militärpflichtigen beſondere Ordre zugeht

Cetzte Nachrichten und Depelchen.
Die Kieler Staatsſtreichler.

Kiel, 3. März. Nach fünfſtündiger Verhandlung wurde die
bekannte Wahlrechtsvorlage des Magiſtrats vertagt. Eine
Deputation ſoll mit dem Miniſter des Jnnern konferieren. Die
Sozialdemokraten ſtimmten für die Vertagung, weil die Ge-
fahr der Annahme der Vorlage nahe lag und ferner Zeit zur
Agitation gegen die Wahlrechtsverſchlechterung gewonnen
wurde. Geſtern wurden bereits Flugblätter verbreitet, heute
finden drei große Proteſtverſammlungen ſtatt.

Der Freiſinn ſchämt ſich! (2)
Berlin, 3. März. Die freiſinnige Fraktionsgenoſſenſchaft

hat das Finanzkompromiß abgelehnt. Die enge Begrenzung
der Beſitzſteuer verhindere eine Entwicklung direkter Reichs-
ſteuern. Außer den ſachlichen Motiven kommen auch politiſche
in Frage. Die Annahme des Kompromiſſes bedeute Unter-
werfung unter die Diktatur des Bundes der Landwirte.
Die neue Wahlrechtsvorlage für den weimariſchen Landtag.

Weimar, 3. März. Die Wahlrechtsvorlage iſt jetzt bekannt
gegeben. Die Zahl der Privilegierten iſt auf 15 erhöht, aus
allgemeinen Wahlen ſollen 23 Abgeordnete hervorgehen. Ab-
geſchafft iſt das Wahlmännerſyſtem, die Wahlen erfolgen
direkt. Die übrigen Beſtimmungen, beſonders das Wahlalter
von 21 Jahren, bleiben.

Grubenunglück in Amerika.
Neuyork, 3. März. Jn einer Grube bei Port Quirſato

(Pennſylvania) wurde die Tagesſchicht infolge ſchlagender
Wetter verſchüttet. Bisher ſind 70 Mann gerettet, zwei Tote
wurden gefunden.

Erdbeben und Schneeſtürme.
Leipzig, 3. März. Aus allen Teilen Sachſens, ſowie aus

dem Reiche werden andauernde heftige Schneeſtürme
gemeldet, die überall große Verkehrsſtockungen hervor-
gerufen haben. Bei heftigem Schneeſturm wurden geſtern abend
in der Richtung Freiberg- Dresden mehrere heftige Erd-
ſtöße verſpürt.

Gerettet.
Jnnsbruck, 3. März. Die vorgeſtern von einer Lawine

verſchütteten acht Offiziere und 25 Mann der Kaiſerſchützen ſind
geſtern abend durch die militäriſche Hilfsexpedition gerettet
worden.

Berlin im Schnee
Berlin, 3. März. Jnfolge des anhaltenden Schneefalles

haben die Verkehrsſchwierigkeiten im Laufe des geſtrigen Nach-
mittags ganz bedeutend zugenommen. Jn faſt allen Straßen
ſtockte der Bahn- und Fuhrwerksverkehr. Jn den Hauptſtraßen
wurde der Betrieb der Straßenbahn durch Wagen, die nicht
weiter konnten, zum Teil lahm gelegt. Die Zahl der Unfälle
infolge der Glätte iſt ſehr hoch. Faſt alle Unfallſtatignen wur-
den von Perſonen in Anſpruch genommen, die durch Sturz
Verletzungen davon getragen haben.

Humor und FSatjre.
Hier wie dort.

Der wohlbeleibte Ortspfarrer begegnet auf ſeinem täglichen
Spazierwege bei großer Hitze dem Förſter und klagt über die
Beſchwerden, die ihm das zunehmende „Ränzlein“ bereitet.

„Schaug'ns nur her,“ meint er, „net amol mein' Talar
bring' i mehr zu.“

„Ja,“ erwidert der Förſter. „dös is a alte G'ſchicht: Der
Stall wächſt net, aber d' Sau.“

Der unförmige Leib bei Kindern mit Rhachitis, welcher durch
die ſtärkeren Darmgärungen hervorgerufen wird und die Schlaff-
heit der Muskulatur werden am leichteſten beſeitigt durch die Er
nährung mit „Kufeke“, welches, ſelbſt gärungsunfähig, im Darm des
Kindes gärungswidrig wirkt und andererſeits auch die Schlaffheit
der geſamten Muskeln beſeitigt

Die Voräge meiner Sultan

ſolide haltbare Qualität und billiger Preis, ſichern mir
dauernden Erfolg. Alljährlich ſteigt der Umſatz, weil ſich

haltbare Ware ſelbſt am beſten empfiehlt.
Sohultornister für Kna und Madehen in

großer Auswahl von den billigſten bis zu den feinſten.

C. F. Rätter. Leipzigerſtr. 90.
Mitglied des Rabatt Spar Vereins

Zeitz. Ausverkauf. Zeitz
Wegen Umzug: Fahrräcler, Häühmaschinen, Sprech
Apparute, WVringmaschlinen, lagufmäntel, Luftschläuche,
Laternen, Glocken Schullplatten nd andere Zubehörteile

bedeutend unter Preis.
o Vom 1I5. Avril ab befindet ſich mein Geſchäft Kalkſtraße 1.
Emil Schneider, Kalkſtr &a5 Reparaturwerk statt.

Malkkulatuar
zu haben in der Genogasenschafts Ruchdruok erei.

2h---2 J n DZZTZZFür die Jnſerate verantwortlich: Rob Jlgner.

Zur Konfirmation.
Boxoalf Knaben Schnürstiefeln G.50 Mk.
Wiohsleder Knaben Scohnürstiefeln 5.50 Mk.
Boxcalf Maàdchen Sohnürstiefeln 6.00 Mk.
Wichsleder Mädchen Schnürstiefeln. 5.00 Mk.Ein Poſten gut erhaltene getragene Langstiefein 7.00 Mk.

Stuhwgrehns H. Wiehbach,

Voranzeige! Weissenfels!
Gesangverein „Hoffnung““,

Sonntag, den 14. März im „Volkshaus““
0rosses Ceruneskonzert mit darauffolgendem

Flagqen-Ball.
S Amüſantes Programm. W

Karten im Vorverkauf Saal 25 Pf., Balkon 35 Pf., Galerie 15 Pf.
bei den Mitgliedern, bei Oskar Schmidt, im Volkshaus und
in den Verkaufsſtellen des Konſumvereins.

Tätowierungen h 9 Tätowierungen V
entfernt ſchmerzlos, unter Garantie, ohne Berufsſtörung in 13 Tagen
ohne Stechen und Schneiden. Es wird jedem Gelegenheit geboten,
ſich von dieſen entſtellenden Jugendtorheiten ſicher befreien zu laſſen.
Jch bitte, mein Verfahren nicht mit ähnlichen wirkungsloſen An
bietungen zu vergleichen. Es kann ſich jeder an mir ſelbſt über-
zeugen. Bin wegen großer Jnanſpruchnahme nur kurze Zeit hier.Sprechſtunden früh 9 bis abends 8 Uhr, für Damen ſeparat.
Paul Kielstein, Weißenfels, Hermannsgarten 1, 1 Tr. rechts.

Schönheit Höhel-, Splegel-
verleiht ein zartes, reines Geſicht II Polsterwaren Magazin

roſiges, jugendfriſches Ausſehen deriße iche Haut u. blen in jweiße, ſamtweiche Haut u. blendend Vereinigt Jischlermeipte,
ſchöner Teint. Alles dies erzeugt

Kleine Steinſtraße 6,
Kteckenpferd-Lilfenmilch Steife

empfehlen ihre Fabrikate zuv. Bergmann Co., Radebeul
à St. 50 Pf Jn Halle: feſten und ſoliden Preiſen.
Helmbold Co., Leipzigerſtr. 104,
Germania-Drog., Gr. Ulrichſtr. 51, Frdl. S. ſt e offen

M. Grothe, Liebenauerſtraße 16.Ernst Jentzschb, Leipzigerſtr. 31,
Carl Krütgen, Königſtr. 24,

Die Rechte u. Pflichten

es Meter
Jn Giebichenstein: Felix Sioli.

Lanan (Glanz) ſaub. gerein.Kanariensaat e n b dis vei
Bernh. Lailach., Schwetſchkeſt. 112. R. Weihmann, Bernhardyſtr. 14.

Hochfein. Pflaumenmus, a Pfd.
25Pf., b. Abnahme v. 10 Pfd. 22 Pf.

G. Osswald Nechf., Geiſtſtr. 34,
F. A. Patz, Gr. Ulrichſtr 6,

Preis 20 Pfennig.
Zu beziehen durch die

E. Richtor, Leipzigerſtr 66,
Schwanen-Drog., Ecke Poſtſtr.,

Volks-Buchhandlung.
Aufcartung r Sargtttas

Hardenbergstr. 10, I. r.
TDTDZD T AATIZ).Druck der Halleſch. Genoſſenſch.-Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger:

Wiliy Weise, Lindenſtr. 55.

vorm. Aug. Grohß, jetzt A. Jähn ig Sämtl i. Halle g. So
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